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Helmut Kohl: Vor 
einer Richtungswahl 
''Mit Respekt und Anerkennung" hat der 
Bundesvorstand die Wahlkampfleistung von 
Lnristian Wulff und der CDU in Niedersach- 
**n gewürdigt: Die Partei hat mit großer Lei- 

enschaft gekämpft und ein hohes Maß an 
Inkompetenz bewiesen. 
le wirkliche Lage des Landes Niedersachsen hat i ri- 
ssen nicht im Mittelpunkt der Auseinandersetzung 

fanden; denn die Sozialdemokraten haben aus 
j, ii Landtagswahlkampf eine Vorentscheidung über 

ren Kanzlerkandidaten gemacht. 

(je
er CDU ist es nicht gelungen, diese Verfälschung 

geh ZU verhmdern> und insofern ist das Wahler- 
w  n's, wie der Parteivorsitzende, Bundeskanzler 
re ^"f Kohl, auf einer gemeinsamen Pressekonfe- 

J mit Christian Wulff am 2. März im Konrad- 
;hend für uns". enauer-Haus sagte, „sehr enttäusc 

^Konsequenz ist klar: Schröder wird in Zu- 
fv.,l n'cht mehr ausweichen können. Er wird ab sofort 
AuRG bekennen müssen: in der Europapolitik, in der 
We?~ Und Sicherheitspolitik, in der Wirtschafts- um und 
^'Politik, beim Thema Bundeswehr. Helmut Kohl: 
Fra   

erden ihn stellen und genaue Antworten auf die 
. &e Ordern: Wofür stehen Sie, Herr Schröder? 

ta§sw d'e Ausgangslage ist klar: Die Rundes- 
te v^' am 27. September ist eine Richtungswahl, 
He       zwischen CDU/CSU und FDP auf der einen 

und Rot-Grün auf der anderen. 
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Kurz & gut 

Mehr Aufträge 
im Bau durch 

niedrige Zinsen 
Ungefähr 100.000 Arbeits- 

plätze in der Bauindustrie 
könnten mit Investitionen 

in Höhe von 22 Milliarden 

Mark ein Jahr lang gesi- 
chert werden. Den Anstoß 

dazu sollen zinsverbilligte 
Darlehen geben. Wie Bun- 

desbauminister Eduard 
Oswald am 16. Februar an- 

gekündigt hat, sollen die 
Mittel dafür von der bun- 
deseigenen Kreditanstalt 
für Wiederaufbau (KfW) 

aufgebracht werden. 

Auf rund 1,56 
Milliarden Mark 
beläuft sich der Industrie- 

auftrag für Entwicklung 
und Bau von drei polarum- 
laufenden Satelliten zur 

Verbesserung der Wetter- 
und Klimaüberwachung. 

Das Programm Metop si- 

chert nach Angaben von 
Bundesverkehrsminister 

Matthias Wissmann zehn 

Jahre lang 400 Arbeitsplät- 
ze für Hochqualifizierte. 

70 neue 
Arbeitsplätze 

entstehen bei Varta im 
württembergischen Ellwan- 

gen. Wie der Batteriepro- 
duzent mitteilte, wird die 

gesamte Produktion der 
wiederaufladbaren Knopf- 

zellen an diesem Standort 

zusammengefaßt. Letztes 

Jahr hatte der Hersteller an- 
gekündigt, sein Werk von 

Singapur nach Deutschland 

zurückzu verlegen. 

Europaweit 
anlegen 

ist bald ohne Währungs- 

risiko möglich, wenn die 
Börse am 1. Januar 1999 

erstmals in EURO notiert. 
Unmittelbar mit dem Start 

der Europäischen Wäh- 
rungsunion (EWU) werden 

Geld- und Devisenmarkt 
umgestellt; für die Anleger 

- so Alfred Roelli, Chefstra- 
tege im Privatbankgeschäft 

der Deutschen Bank- „bricht 

ein neues Zeitalter an". 

IG Metall-Wahlhilfe für Rot-Grün schadet Gewerkschaften 

Als „politische 
Bevormundung 
seiner Mitglie- 
der" hat Her- 
mann-Josef 
Arentz, stellver- 

tretender Vorsit- 
zender der christ- 
lich-demokrati- 
schen Arbeitneh- 

mer (CDA), den 
kaum verhüllten 

Aufruf des IG 
Metall-Vorsitzen- 

den Klaus 
Zwickel zur Ab- 
wahl der Bun- 

desregierung zu- 
rückgewiesen. 

Mit einem sol- 

chen Verstoß ge- 
gen die parteipo- 
litische Neutra- 
lität der Gewerk- 
schaften gefähr- 
de Zwickel die 
wichtigste Er- 
folgsgrundlage 
der Einheitsge- 
werkschaft und 

diskreditiere die 
Gewerkschafts- 
bewegung. Er 
lasse auch erken- 
nen, daß die IG 
Metall die SPD 
für zu schwach 
hält, ohne Schüt- 
zenhilfe die Bun- 
destagswahl am 

27. September zu 

bestehen. Acht 
Millionen Mark 
soll die Wahlhilfe 

kosten, die CDU-, 

CSU- und FDP- 
Anhänger ganz 

bestimmt nicht 
mitfinanzieren 

wollen. 

DAS WICHTIGSTE I |\|R 

DER WOCHE 
AUF EINER SEITE 

„Der Investivlohn wird zur Ini- 
tialzündung für mehr Investi- 
tionen und Beschäftigung." 

Rainer Eppelmann. Vorsitzende' 
der Christlich-Demokratische" 

  Arbeitnehmerschaft lCnA 

Vermögensbildung in Arbeitnehmerhand: 
Förderung soll spürbar verbessert werden 

p Die für die Förderung maßgeblichen Einkom- 
mensgrenzen des Vermögensbildungsgesetzes 

deutlich anheben und 

P die Förderung des Erwerbs von Beteiligungen 
am Produktivvermögen durch Arbeitnehmer 

spürbar verbessern 

soll ein Entschließungsantrag, den die Koalitions- 
fraktionen am 13. Februar im Deutschen Bundes- 
tag eingebracht haben. Der Gesetzentwurf soll 
Anfang März in erster Lesung beraten und noch in 
dieser Legislaturperiode verabschiedet werden. 

Anreize schaffen, Interesse wecken 

Die Beteiligung der Arbeitnehmer am Produktiv- 
vermögen und damit sowohl an den Erträgen als 

auch an der Wertsteigerung der Unternehmen 

:■  bietet einen Anreiz zur nach wie vor notwendi- 
gen Zurückhaltung bei der Tariflohngestaltung, 

p verringert die Eigenkapitalschwäche vieler 

Unternehmen und 

i  stärkt das Interesse des einzelnen Mitarbeiters 

an der Entwicklung seines Unternehmens. 

Die besondere Förderung von Beteiligungen 

Produktivvermögen bezieht sich auf Beteilig" 
gen inner- und außerbetrieblicher Art. 

Künftig soll neben dem Förderhöchstbetrag 

936 DM, der für das Bausparen zur Verfügung 
steht, ein zweiter, zusätzlicher sparzulagenbe 

günstigter Förderhöchstbetrag für Beteilig11 

am Produktivvermögen zur Verfügung stehe 

Volle Wahlfreiheit 

Für die Förderung soll es dabei unerheblich 
ben, ob die Beteiligung auf individueller Bf r. 

einzelvertraglichen, betrieblichen odertari 
traglichen Vereinbarungen beruht. Wicht ig 

Die Arbeitnehmer sollen die volle Wahlfrei 

haben. 

Hans-Peter Repnik, stellvertretender V°'s,tL\d»' 
der der CDU/CSU-Bundestagsfraktion: „in 

elles Eigentum ist eine wesentliche Grün        jt 
persönlicher Freiheit und Vorsorge. Es ist      jrt. 

eine tragende Säule unserer Sozialen ^a'a|ern 
schaft, die wirtschaftliche Freiheit mit sozi 

Ausgleich verknüpft." 

Kein geeignetes Mittel 
zur Bekämpfung der den-Woche einzu- 
Arbeitslosigkeit hat führen. Selbst bei ei- 

*   Gunnar Uldall, wirt- nem Verzicht auf vol- 
1   schaftspolitischer len Lohnausgleich 
1   Sprecher der CDU/ würde diese Maß- 

CSU-Bundestagsfrak- nahme die Arbeitsko- 
1   tion, die Forderung sten in die Höhe trei- 
1   der GTV-Chefs Her- ben und die Finanz- 

bert Mai genannt, im not in Bund, Ländern 
öffentlichen Dienst und Kommunen wei- 

1   generell die 30-Stun- ter verschärfen. 

Ein deutliches Votum 
K|icr>' 

schaft ergeben- 

einmal die von ^ 
und Grünen bes 

gegen die von SPD, 
Bündnis90/Die Grü- 
nen und PDS in ei- 
nem Berufsausbil- 
dungsfinanzierungs- 
gesetz geforderte 
Ausbildungsplatzab- 
gabe hat die Sachver- 
ständigen-Anhörung 

im Ausschuß für Bil- 

dung und Wissen- 

de" 
-rlJrf 

die Fragen eine    ^ 
ten Experten W0^ 

lagefinanzierung    p 

friedigend bea'       ä. 

ten.DasErgebn' 
re: Mehr Büro** 
aber keine neuen 

Lehrstellen. 
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Durchbruch bei der Vermögensbildung 
Die Koalitionsfraktionen haben am 4. 
März einen Gesetzentwurf zur Verbes- 
serung der Förderung der Vermögens- 
bildung der Arbeitnehmer in den Deut- 
schen Bundestag eingebracht. Das Ge- 
setz soll noch in dieser Legislaturperi- 
ode verabschiedet werden und am 1. 
Januar 1999 in Kraft treten. 

Arbeitnehmer-Sparzulage 
wird erhöht 
Die Beteiligung der Arbeitnehmer am 
eigenen oder an fremden Unternehmen 
ist eine wichtige Triebfeder für enga- 
giertes Arbeiten im Betrieb, für eine 
gleichmäßige Verteilung des Volksver- 
mögens und für eine verbesserte Ei- 
genkapitalausstattung der Unterneh- 
men. Deshalb gibt der Staat künftig 20 
Prozent der Sparsumme für Beteiligun- 
gen bis zu einem Betrag von 800 Mark 
dazu. Für Bausparen wird zusätzlich 
die bisherige 10-prozentige Arbeitneh- 
mer-Sparzulage bis zu einem Sparbe- 
tragvon 926 Mark gewährt. 

Besondere Förderung in den 
neuen Bundesländern 
Ostdeutsche Arbeitnehmer hatten in 
den Jahren des DDR-Regimes keine 

Möglichkeit, Vermögen mit staatlicher 
Förderung zu bilden. Um den Aufhol- 
prozeß zu beschleunigen, wird deshalb 
der Förderhöchstbetrag in den neuen 
Bundesländern auf 1.000 Mark festge- 
legt. Diese Sonderregelung ist befristet 
bis zum Jahr 2004. 

Einkommengrenze wird 
angehoben 
Damit auch Bezieher mittlerer Ein- 
kommen von der Förderung profitie- 
ren können, werden die Einkommens- 
grenzen auf 35.000 Mark für Allein- 
stehende und 70.000 Mark für Verhei- 
ratete angehoben. Damit kommen 
zwei Drittel aller Erwerbstätigen in 
den Genuß des neuen Vermögensbil- 
dungsgesetzes. 

Durch die verbesserte Förderung der 
Vermögensbildung können die Arbeit- 
nehmer stärker an der wirtschaftlichen 
Entwicklung Deutschlands und seiner 
Unternehmen teilhaben. Sie können 
sich damit neben dem Arbeitseinkom- 
men ein zweites Standbein zur Siche- 
rung des Lebensunterhalts aufbauen. 
Gleichzeitig werden dadurch die Mög- 
lichkeiten für die private Altersversor- 
gung verbessert. 

°nsetZung von Seite 1 

^nd? n°cn eins: Die dramatischen Ver- 
Deil 

rungen in der Welt, in Europa und in 
% &       d machen deutlich: Wir brau- 
ch s

Keformen. Es wird aber ungewohn- 

ter   k'erig sein' deren Notwendigkeit 
Sj)D ijUbringen- wenn der Kandidat der 
Cji wird n Eindruck zu erwecken versucht: 

d auch ohne Reformen gehen. 

Trotzdem haben wir, so der Bundeskanz- 
ler, am 27. September eine gute Chance. 
Wir werden diese Wahl gewinnen. Aber 
wir müssen mit allen Kräften kämpfen 
und alles tun, um Rot-Grün zu verhin- 
dern. 

Helmut Kohl: Ich bin fest entschlosen, 
diesen Weg zu gehen, und ich bin ganz si- 
cher, daß unsere politischen Freunde ge- 
nau so fest entschlossen sind. I 
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In Niedersachsen wieder 
Landespolitik machen 

Christian Wulff auf einer Pressekonferenz 
im Konrad-Adenauer-Haus am 2. März 

Wir haben gestern ein enttäuschendes 
Ergebnis erzielt. Die CDU hat super 
und vor allem modern gekämpft. Enga- 
gement, Motivation und Geschlossen- 
heit haben diesen Wahlkampf ausge- 
zeichnet: unser wichtigstes Kapital auch 
für die Zukunft. 
Zum Ergebnis: CDU und FDP haben ex- 
akt das gleiche Wahlergebnis erreicht wie 
1994, nämlich 40,8 Prozent, wobei es eine 
Verschiebung um ein halbes Prozent von 
der CDU zur FDP gegeben hat. 
Die SPD hat 3,6 Prozent aus dem Lager 
der Grünen, aus dem Lager von Protest- 
wählern, aber auch von bisherigen Nicht- 
wählern und bürgerlichen Wählern dazu- 
gewonnen, die ganz offensichtlich die 
SPD als das kleinere Übel gewählt haben, 
um eine rot-grüne Mehrheit zu verhindern. 

Für die Wählerinnen und Wähler in Nie- 
dersachsen war diese Wahl eine Art Vor- 
wahl zwischen zwei Kanzlerkandidaten 
der SPD. Es hat eine Art Volksabstimmung 
stattgefunden, die wie ein Hurrikan über 
Niedersachsen hinwegzog, gegen den wir 
uns nur begrenzt zur Wehr setzen konnten. 
Daneben hat es eine Wahl zwischen SPD 
und rot-grüner Mehrheit gegeben. 
Die Medien beschäftigten sich jedenfalls 
lediglich mit der Frage, wer Kanzlerkandi- 
dat der SPD werde und ob es nach dem 
Wahltag eine rot-grüne oder eine SPD-Al- 
lein-Regierung gebe. 

Die SPD hat die Landtagswahl zu einem 
Wettstreit um ungelöste Personalfragen 

der Sozialdemokratie umfunktioniert. Icn 

räume selbstkritisch und offen ein, daß 
es uns nicht gelungen ist, den Wählerin- 
nen und Wählern klarzumachen: Bei die- 
ser Wahl geht es um Visionen und sach- 
politische Anliegen des Landes Nieder- 
sachsen. 
Der SPD ging es um andere Fragen. Das 
Land Niedersachsen ist dabei unter die 
Räder gekommen. 

Zukunftsentwürfe hat es ledig- 
lich von der CDU gegeben. 
Eine Anzeige vom Samstag vor der VVan 
wird aufzuklären sein. In allen niedersäc 
sischen Zeitungen stand: „Der nächste 

„Es ist leichter einen Wackel' 
pudding an die Wand zu nagele 
als Gerhard Schröder aufeine 

klare Position festzulegen. 

Kanzler muß ein Niedersachse sein." 
Kostenpunkt: ca. 1,6 Millionen Mark. 
Eine solche Anzeige ist sicher ein Nov 
in der Wahlkampfauseinandersetzung "j,| 
Deutschland. Es steht dabei bis heute n 
fest, wer der Auftraggeber dieser Anz^ 
war. Es ist bisher nur bekannt, daß ess 

um eine Agentur handelt, die aucn.dlJj 
Werbeagentur der Firma Audi ist, in 6^ 
der niedersächsische Ministerpräsiden 
Aufsichtsrat und Vertreter des Haupta 

tionärs ist. 



kANDTAGSWAHL UiD 7/1998 ■ Seite 5 

Natürlich gibt es hier erheblichen Auf- 
klärungsbedarf: Wer greift in welcher 
^orm in Wahlkämpfe zugunsten von Par- 
tien ein? Die SPD hat jedenfalls keine ei- 
gene Anzeige geschaltet. Nach den Lügen 
Jon Bundesgeschäftsführer Müntefering 
"per Termine und Fragen der Kanzlerkan- 
a»datur glaube ich nicht, daß dies kein ab- 
gekartetes Spiel der SPD gewesen ist. 

Ausführliche Debatte 
pis Wahlergebnis in Niedersachsen war 
Gegenstand einer ausführlichen Debatte 
ltTl Bundes-       -^ 

PDS nimmt Schröders Ablehnung nicht ernst 

und deren Negativbilanz vorführen, der im 
Landtagswahlkampf systematisch ausge- 
wichen worden ist. 

... gegebenenfalls sogar mit 
PDS-Beteiligung 
Wir werden auch deutlich machen, daß 
Gerhard Schröder ein rot-grünes Bündnis 
anstrebt - gegebenenfalls sogar mit PDS- 
Beteiligung; und wir werden deutlich ma- 
chen, daß Gerhard Schröder für bundes- 
politische Verantwortung ungeeignet ist - 
schon aufgrund seines Verhaltens im 

!°rstand dar- 
liber, welche 
^°nsequen- 
*en zu ziehen 
N- Es gibt 
^st Über die 
[^tische 
Jfge in 
Ueutschland, 
^besondere 
*erden uns 
JeArbeits- 
>ktzahlen 
gelastet. 
Ch glaube, 
£ tun gut 

Schröders Distanzierung von der 
PDS wird bei deren Partei- 
führung offenbar nicht ernst 
genommen. Das „Verfallsdatum 
seiner Äußerungen endet am 
28. September", einen Tag nach 
der Bundestagswahl, erklärte der 
Vorsitzende der PDS-Gruppe 
im Bundestag, Gregor Gysi, 
am 3. März in Bonn. 

Damit antwortete er auf einer 
Pressekonferenz auf die Frage 
nach seiner Meinung dazu, daß 

Schröder nicht mit Hilfe der PDS 
als Bundeskanzler regieren wol- 
le. Wenn Bundeskanzler Helmut 
Kohl von Schröder die Meinung 
habe, daß auf ihn kein Verlaß sei, 
„dann muß ich ihm recht geben", 
sagte Gysi. Es hätten ihn nämlich 
bereits jetzt Sozialdemokraten 
gefragt, wieviel PDS-Bundes- 
tagsabgeordnete als „Parteilose" 
wohl eine von Schröder geführte 
Bundesregierung unterstützen 
würden. 

sej,an' deutlich zu machen, wie eine Ge- 
^ Schaft mit menschlichem Antlitz aus- 
l^eri soll. Wir müssen die Ängste der 
bej

n:jCnen vor der Zukunft aufgreifen und 
V   •     n gleichzeitig die Bereitschaft zu 

Gerungen erreichen. 

\veit
Werde jedenfalls in der CDU/CSU 

Woll
er dle Reformdiskussion führen. Wir 

üuc. e.n Veränderungen und das gerade 
(leütl."p Hinblick auf die Bundestagswahl 
%t     machen. Ein „Weiter so" kann es 

nt geben. 
Ab heut *i»nB 

U*e werden wir die Auseinanderset- 
ztet der SPD und ihrem Kanzlerkan- 
§ebni 

n ruhren. Wir werden dabei die Er- 
sse von 8 Jahren Regierung Schröder 

Bundesrat, seitdem er Ministerpräsident 
ist. 
Ich persönlich werde dafür sorgen, daß-in 
Niedersachsen alle notwendigen 
Konsequenzen aus dem Wahlergebnis 
gezogen werden. Wir werden das Ergebnis 
auswerten, wir werden weiterarbeiten 
und um die Mehrheit in Niedersachsen 
ringen. 

Jetzt wieder Landespolitik 
Ich werde mich morgen um die Wieder- 
wahl als Oppositionsführer bewerben. 
Denn ich will in Niedersachsen wieder 
Landespolitik machen, wie es sich gehört 
und wovon SPD und Schröder abgekom- 
men sind. ■ 
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Das Wahlergebnis der 
niedersächsischen Landtagswahl 

Das Ergebnis der niedersächsischen 
Landtags wähl vom 1. März wurde 
maßgeblich durch das Personalplebiszit 
über den Kanzlerkandidaten der SPD 
mitgeprägt. Darunter litten die CDU, 
die Grünen und die Splitterparteien. 
Die SPD konnte klar hinzugewinnen; 
CDU und Grüne hatten leichte Verluste. 
Da die FDP erneut an der Sperrklausel 
scheiterte, kann die SPD künftig im 
Hannoveraner Landtag weiterhin allein 
regieren. 

Die Zahl der Wahlberechtigten in Nie- 
dersachsen ist gegenüber 1994 um ca. 
75 000 angestiegen. Es gingen ca. 62000 
Wahlberechtigte mehr zur Wahl als 1994. 
Die Wahlbeteiligungsrate ist damit fast 
konstant geblieben und liegt bei 73,9 Pro- 
zent (+0,1 Punkte). 

Die SPD erzielte mit einem Stimmenanteil 
von 47,9 Prozent (= 2,069 Mio. Zweit- 
stimmen) ihr bisher bestes Ergebnis bei 
niedersächsischen Landtags wählen. Ge- 
genüber der Vorwahl legte sie 3,7 Prozent- 
punkte (= 188000 Stimmen) zu. Im Han- 
noveraner Landtag wird sie künftig mit 83 
Sitzen vertreten sein. Sie konnte damit ih- 
re bisher knappe Mehrheit von einem auf 
komfortable neun Sitze ausbauen. Die Ge- 
samtmandatszahl im Landtag wird in der 
neuen Legislaturperiode 157 betragen. 

Die CDU verlor 0,5 Prozentpunkte und 
kam auf 35,9 Prozent (= 1,551 Mio. 
Wähler). Dies ist ihr schlechtestes Ergeb- 
nis bei Landtagswahlen seit den 50er Jah- 
ren. Wegen der gestiegenen Wahlberech- 
tigtenzahl mobilisierte sie dennoch ca. 
3 000 Zweitstimmen mehr als 1994. Im 
neuen Landesparlament wird sie mit 62 
Mandaten vertreten sein. Das sind 5 Man- 

date weniger als in der vergangenen Le- 
gislaturperiode. 
Auch Bündnis90/Die Grünen hatten 
leichte Verluste. Sie kamen auf 7,0 Pro- 
zent (= 304000. Wähler) und verloren da- 
mit 0,4 Prozentpunkte (= 10000) und ei- 
nen Sitz. Sie werden 12 Abgeordnete in 
den Landtag entsenden. 
Die FDP konnte ihren Stimmenanteil zwar 
geringfügig steigern; es reichte aber auch 
diesmal nicht zum Überspringen der 5- 
Prozent-Hürde. Ihr Zweitstimmenanteil 
von 4,9 Prozent (= 210000 Stimmen) lieg1 

um 0,4 Prozentpunkte (+ 21 000 Stimmen) 
über dem der Vorwahl. 

Wahlanalyse der 

Konrad-Adenauer-Stiftung 

Reduziert haben sich vor allem die Stim- 
menanteile der sonstigen Parteien. Ka- 
men diese bei der Landtagswahl von 19" 
noch auf 7,4 Prozent, so erreichten sie 
diesmal insgesamt nur 4,3 Prozent. Vor al' 
lern das rechtsextreme Potential und das 
bürgerliche Protestpotential ist ge- 
schrumpft. Konnten REP und NPD bei ^ 
Landtagswahl 1994 noch 4,0 Prozent der 
Stimmen für sich verbuchen, so erzielten 
die im rechten Spektrum diesmal a,leir!J!n 
tretenden REP nur 2,8 Prozent (= H9 ^ 
Stimmen). Die STATT Partei kam auf"' 
Prozent (30000). 1994 hatten die STM 
Partei und die Neue STATT Partei es zu- 
sammen noch auf 1,8 Prozent gebracht- 
Zum dritten Mal wurde bei niedersächs1 

sehen Landtagswahlen nach dem z^e1' 
Stimmen-Wahlrecht gewählt. Auch die 
mal kam es wieder zu Erststimmenu» 
hängen für SPD und CDU. Dagegen 
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ben FDP und REP Zweitstimmenüber- 
"änge zu verzeichnen. Mit einem Erst- 
stimmenanteil von 48,7 Prozent erzielte 
dje SPD um 0,8 Prozentpunkte mehr Erst- 
es Zweitstimmen (+ 22000). Etwa drei- 
mal so hoch fiel der Erststimmenüber- 
pang der CDU aus. Ihr Erststimmenanteil 
Jjegt um 2,5 Prozentpunkte (= 98000 
^immen) über ihrem Zweitstimmenanteil. 
demgegenüber erzielte die FDP ein 
f^eitstimmenplus von 1,6 Punkten (= 
6 000 Stimmen). Den größten Zweitstim- 

^enüberhang haben jedoch mit 1,8 Pro- 
^ntpunkten (=77000) die REP Dagegen 
Reisen die Grünen, anders als bei Wahlen 

uVor, diesmal ein Erststimmenplus von 
'2 Punkten auf. Im Vergleich zur Land- 

^gswahl 1994 deuten diese Relationen 
j^t hoher Wahrscheinlichkeit auf ein ver- 
Jdertes Splittingverhalten in den Partei- 

Jägern hin: Das CDU-FDP-Splitting 
"eint deutlich gewachsen, das Splitting 

, fischen SPD und Grünen scheint sich zu 
f sten der Grünen verändert zu haben. 

nj
ne Iängerfristige Betrachtung der 
edersächsischenLandtagswahlergebnis- 

^f zeigt, daß die SPD erst bei den letzten 
rei        in den 90er Jahren wieder einen 

ativ deutlichen Vorsprung vor der CDU 
P'mnen konnte. 

s%?"War sie in den 50er Jahren eindeutig 
%       Partei Und blieb es aucn in den 

^ r Jahren, obwohl die CDU damals im 
•>Sn    •    Schrumpfungsprozesses der 
ö0HStigen Parteien" von Wahl zu Wahl 
t^ en gutmachen konnte. Bei der Land- 
%2phl von ,970 erzielte die SPD mit 
bes»      zent am Ende dieser Periode ihr 
*eit J Er8ebnis. Während der Regierungs- 
die ^j"Bonner SPD/FDP-Koalition hatte 
Q . PD dann aber deutliche Einbußen. 
derChieitig setzte sich der Aufwärtstrend 
\l P     nahezu kontinuierlich fort. Mit V7pr ueste7pZent erzielte diese 1982 ihr bisher 
^Nn     8eDnis und hatte damit einen V~ 
^rSpn°n Über 14 Prozentpunkten vor 

^- Danach kp.hrfp «irh HJP Rnhm/ '• Danach kehrte sich die Entwick- 

lung der Stimmenanteile beider Parteien 
wieder um. Bei den Landtagswahlen von 
1986, 1990, 1994 und 1998 verlor die 
CDU kontinuierlich, während die SPD 
Stimmen gewann. 1990 wurde die SPD 
wieder stärkste Partei, bei der diesjährigen 
Landtagswahl erzielte sie ihr bisher bestes 
Ergebnis und liegt jetzt 12 Prozentpunkte 
vor der CDU. 

Die Wahlergebnisse der FDP zeigen, daß 
sie seit Ende der 60er Jahre in Niedersach- 
sen bei Landtagswahlen strukturell eher 
niedrige Stimmenanteile zu erwarten hat. 
Bereits 1970, 1978 und 1994 scheiterte sie 
an der 5-Prozent-Hürde. 

B90/Grüne haben dagegen seit dem ersten 
Auftreten grüner Parteien bei der Land- 
tagswahl 1978 tendenziell Steigerungen 
erzielt. Außer der Stagnation bei der jetzt 
vorliegenden Wahl gab es nur bei der 
Landtagswahl 1990 einen deutlichen 
Rückschlag. 

Bestimmungsgründe der 
Wahlentscheidung 

Für das Abschneiden der Parteien gibt 
es zwei verschiedene Erklärungen, die 
sich bei vielen Wählern in unterschiedli- 
chem Ausmaß miteinander verbanden: 
• Die Wahl als Personalplebiszit für die 

SPD-Kanzlerkandidatur Schröders, 
• Die Wahl als Entscheidung über die 

Landespolitik 

Dabei hat die bundespolitische Dimension 
der Vorwahl des SPD-Kanzlerkandida- 
ten den Stellenwert der Landespolitik 
weithin überlagert und Schröder als Re- 
gierungschef von der Sachauseinanderset- 
zung entlastet. Rund zwei Drittel der nie- 
dersächsischen Wähler waren sich dieser 
bundespolitischen Dimension der Wahl 
bewußt. Die Niedersachsen nutzten die in 
der Nachkriegsgeschichte einmalige Gele- 
genheit, einen Niedersachsen zum Kanz- 
lerkandidaten zu küren. Hierauf hatte 
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nicht nur die SPD-Kampagne selbst in den 
letzten Tagen massiv abgehoben, auch die 
Medien haben die Wahl darauf fokussiert. 
Beides löste einen starken „last-minute- 
swing" zugunsten Schröders aus, der den 
Anteil der erklärten Schröder-Präferenten 
für die Kanzlerkandidatur (65 Prozent der 
SPD-Anhänger, ein Drittel der Unent- 
schlossenen) am Ende weiter verstärkte. 
Vor diesem Szenario gelang es dem CDU- 
Herausforderer um das Amt des Minister- 
präsidenten, Christian Wulff, nicht, lan- 
despolitische Probleme und Defizite der 
Regierung, in der Beschäftigungspolitik, 
in der öffentlichen Verschuldung, in der 
Förderung alter Industrien, als zentrale 
Wahlkampfthemen durchzusetzen. 

Für die Landespolitik waren die 
Beurteilungen skeptischer und wider- 
sprüchlich. Mehr als die Hälfte der Be- 
völkerung war mit den Leistungen der Re- 
gierung unzufrieden. Auf der anderen Sei- 
te galt die SPD bei den vordringlichen lan- 
despolitischen Aufgaben, der Sicherung 
der Arbeitsplätze, der Bildungspolitik und 
der Wirtschaftspolitik als kompetenter als 
die CDU, allerdings mit relativ geringen 
Zustimmungsraten. Der CDU wurde in 
Fragen der Verbrechensbekämpfung und 
der Agrarpolitik am meisten zugetraut. 
In der Ministerpräsidenten-Frage führte 
Schröder deutlich vor Wulff, obwohl sich 
der Abstand im Zuge des Wahlkampfes 
von ursprünglich 60:31 Prozent auf zuletzt 
53 Prozent für Schröder und 35 Prozent 
für Wulff verringerte. Schröder galt als 
sachkompetent und glaubwürdig in Fragen 
der Wirtschaft, der Arbeitsplatzsicherung 
und in der Interessenvertretung für Nie- 
dersachsen. Negativ wurde ihm angelastet, 
für das Haushaltsdefizit verantwortlich zu 
sein und zu wenig für den Mittelstand zu 
tun. Gleichwohl hielten ihn 75 Prozent al- 
ler Wähler, auch rund die Hälfte der CDU- 
Anhänger, für einen „guten Ministerpräsi- 
denten". Die Unzufriedenheit in konkreten 

Politikfeldern und mit der Regierungslei- 
stung im einzelnen konnte Schröder durch 
ein hohes allgemeines und parteienüber- 
greifendes Vertrauen in seine Person kom- 
pensieren. 
Christian Wulff stand für einen Politiker 
neuen Typs, der neue Wege geht. Sein 
Stil fand im Wahlkampf zunehmend An- 
erkennung. Er konnte seine Ausgangslage 
gegenüber Schröder fortschreitend ver- 
bessern und an Statur, Glaubwürdigkeit 
und Sympathie gewinnen. In den Persön- 
lichkeitsprofilen lagen Wulffund Schrö- 
der nahe beieinander, in der Sympathie- 
Frage rangierte Wulff am Ende vor 
Schröder. 

Schröder hat von seiner bundespo* 
litischen Rolle als Spitzenkandidaten- 
Kandidat beträchtlich profitiert. Er 
konnte den Stolz der Niedersachsen mobi- 
lisieren. Die SPD verdankt das Ausmaß 
ihres Wahlsieges dem Vorwahl-Charak- 
ter dieser Landtagswahl. Hätte die Lan- 
despolitik im Zentrum der Wahlentschei- 
dung gestanden, wäre der Erfolg Schrö- 
ders deutlich geringer ausgefallen, und o 
CDU hätte besser abgeschnitten. 

. Auch die kleineren Parteien haben 
unter der Überlagerung der LandespolH1 

sowie durch die starke Polarisierung zv*"' 
sehen SPD und CDU gelitten. Die Strate- 
gie der GRÜNEN, der SPD als Koaliti- ^ 
onspartner die absolute Mehrheit im Lafl 

tag zu nehmen, lief ins Leere, nicht zu- 
letzt, weil im Zuge des Wahlkampfes d6 

Wunsch nach einer SPD-Alleinregierung 
zunahm, während der nach einer rot-gr 

nen Koalition zurückging. 
Die FDP konnte zwar von ihrer Koahf1' 
onsaussage zugunsten der CDU protiti 
ren, das Stimmen-Splitting von CDU- 
Wählern kam ihr zugute, ihre ZweitstjU 
men-Kampagne schlug aber angesich s 
der geringen realen Chancen eines Re& 
rungswechsels nicht durch. 
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Für das deutlich schlechtere Abschneiden 
der REP gegenüber 1994 dürfte neben der 
starken Polarisierung und Fokussierung 
auf die Personenfrage das Fehlen von 
Reizthemen und Proteststimmung im Lan- 
de ursächlich sein, mit denen die REP Pro- 
testwähler hätten mobilisieren können. 

9 Die SPD gewann (nach der Infra- 
test-dimap-Wanderungsbilanz) Stim- 
men von allen Parteien hinzu, weitaus 
d'e meisten von B90/DIE GRÜNEN, aber 
auch 'n beträchtlichem Ausmaß von CDU 
uid Republikanern. In den Altersgruppen 
fischen 25 und 60 Jahren hat sie die 
a°solute Stimmenmehrheit. Besonders 
^gelegt hat sie im Vergleich zur Vorwahl 
öe' den Männern zwischen 35 und 44 Jah- 
rei- Bei den Frauen hatte sie ihr bestes Er- 
|ebnis bei den 25 bis 34jährigen. SPD- 
Jyahler haben überdurchschnittlich häufig 
J^uptschulabschluß, unter höher Gebilde- 
*>J ist der SPD-Anteil unterdurchschnitt- 
2*. Die SPD hat ihren mit Abstand 
l3rksten Rückhalt unter Arbeitern, wie 

^cnon 1994, und unter Arbeitslosen. Bei 
"gestellten und Beamten hat sie über- 

p fchschnittlich zulegen können. Auch 
^testanten. Konfessionslose und Ge- 
, ,erkschaftsmitglieder wählten besonders 
laufig SPD. 

süd|SPD konnte inre Hochburgen im 
s0     nen und südöstlichen Niedersachsen 
fj   Ie im Nordwesten weiter ausbauen, 
-^•"durchschnittlich hinzu gewann sie 

Ordern in Mittelstädten. 

Hn 
»in s-1 e CDlJ nat' auch wenn 'nr Ergebnis 
%n v     keine Sroßen Veränderungen 
^Us h1Sieit' einen Teil ihrer Wühler ausge- 
Ver|

C     Sie hat beträchtlich an die SPD 
&90/rf"' andererseits Stimmen von 
Vor • n     GRUNEN und REP gewonnen, 
^hl        aber konnte die CDU Jung- 
Vohr Und b'sheri8e NichtWähler über- 

nschnittlich häufig für sich gewin- 

nen. Hier liegt sie nur leicht hinter der 
SPD. Ihr zweiter Wählerschwerpunkt sind 
ältere Frauen (ab 60 Jahre), wo sie ein- 
deutig vor der SPD liegt, während bei den 
älteren Männern die SPD einen leichten 
Vorsprung hat. Die CDU hat in allen Bil- 
dungsschichten etwa den gleichen Rück- 
halt. Besonders ausgeprägt wird sie von 
Katholiken gewählt. Nach Berufsgruppen 
dominiert sie stark bei Landwirten und 
Selbständigen. Bei letzteren schneidet 
auch die FDP besonders gut ab. Die CDU 
konnte ihre Hochburgen im Emsland und 
im Raum Vechta/Cloppenburg halten, im 
Regierungsbezirk Oldenburg gab es einige 
Zugewinne, in den Braunschweiger Wahl- 
kreisen u. a. überdurchschnittliche Verlu- 
ste. Generell hat die CDU in Mittelstäd- 
ten überdurchschnittlich verloren. 

Die GRÜNEN finden vor allem bei 
Frauen Unterstützung. Sie konnten über- 
durchschnittlich in den jüngeren Alters- 
gruppen Wähler gewinnen (18-44 Jahre). 
Stärksten Zuspruch finden sie von 
Wählern mit höherer Bildung. Ein Über- 
gewicht haben sie auch bei Personen, die 
noch in der Ausbildung sind, sowie bei 
Beamten, Arbeitslosen und Konfessionslo- 
sen. 

Die Langzeitbetrachtung des Ab- 
schneidens von CDU und SPD über die 
Jahrzehnte zeigt, daß es wiederholt beson- 
ders starke Ausschläge der Volksparteien 
nach oben und nach unten gegeben hat. 
Niedersachsen konnte und kann bis heute 
mit Blick auf seine Wahlgeschichte weder 
als ein traditionelles CDU- noch als ein 
traditionelles SPD-Land bezeichnet wer- 
den. Trotz ausgeprägter regionaler 
Wählerloyalitäten ist die Wählerschaft in 
Niedersachsen im Vergleich zu anderen 
Flächenländern außerordentlich beweg- 
lich und die Anhängerschaften entspre- 
chend instabil. Dies dürfte auch zukünftig 
so bleiben. ■ 
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Die Landtagswahlen in 
Niedersachsen am 1. März 1998 

- Vorläufiges amtliches Endergebniss - 

Wahlberechtigte 
Wahlbeteiligung 
gültige Stimmen 

SPD 

CDU 
Bündnis 90/Die Grünen 

FDP 
Republikaner 

STATT Partei 

DKP 
Partei Bibeltreuer Christen 

Die Frauen 

DP 
Ökologisch-Demokra. Partei 

Sonstige 

Landtagswahl 
Niedersachsen 1998 

(Zweitstimmen) 

Landtagswahl 
Niedersachsen 1994 

(Zweitstimmen) 

Anzahl 

5.926.772 
4.378.758 
4.316.890 

% 

73,9 

Anzahl 

5.851.720 
4.316.428 
4.249.021 

% 

73,8 

2.068.960       47,9  !     1.880.623     44,3 

1.550.523       35,9 |     1.547.610    36,4 

304.254 7,0 

209.710 4,9 

118.730 2,8 

30.198 0,7 

8.681 0,2 

8.026 0,2 

6.777 0,2 

6.263 0,1 

4.768 0,1 

314.344       7,4 

188.691       4,4 

159.026       3,7 

55.605       1,3 

8.152      0,2 

4.347      0,1 

90.623       2,1 

Differenz 

+0,1 

35, 
34^ 
35, 
39, 
3t 
32^ 

ofi, 
32. 
3^ 

-2,1 

in Klammern: Direktmandate 

Mandatsverteilung 

Landtagswahl 
Niedersachsen 1998 

Landtagswahl 
Niedersachsen 1994 

Diffefen* 
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Die Landtagswahl Niedersachsen 1998 am 01.03.1998 
- Vorläufiges amtliches Endergebnis - 

Wahlberechtigte 
Wahlbeteiligung 
gültige Stimmen 

Bündnis 90/Die Grünen 

jj*gj)ubhkaner 

STATT Partei 
DP 

Partei Bibeltreuer Christen 

-Qjjglogisch-Demokra. Partei 
J>KP  

^PjeFrauen 
Listige 

* davon PDS: 6502 = 0,2% 

Landtagswahl 
Niedersachsen 1998 

(Erststimmen) 

Anzahl 

5.926.772 
4.378.758 
4.298.382 

73,9 

2.091.374        48,7 

1.648.821        38,4 

310.222 7,2 

143.936 3,3 

41.546 1,0 

29.715 0,7 

4.086 0,1 

2.725 0,1 
2.581 0,1 

1.327 0,0 

22.0491)     0,5 

Landtai'swahl 
Niedersachsen 1994 

(Erststimmen) 

Anzahl 

5.851.720 
4.316 428 
4.231.001 

% 

73 ■>,) 

1.971.557     46,6 
1.610.098     38.1 

293.837       6.9 

174.743        4,1 

95.902 2,3 

43.803 

908       0.0 

3.093       0,1 

37.060       0,9 

Differenz 

+0,1 

+2,1 

+0.3 

+0,3 

-0,8 

-1,3 

-0,3 

+0,1 

+0,1 

0,0 

0,0 

-0,4 

le Abkürzungen bedeuten: 

CDU 
ÖKP 
Dp 
FDP 
Frauen 
Gnane 
ÖDp 
PBC 

*EP 
SPD 
Stau 

Christlich Demokratische Union Deutschlands 
Deutsche Kommunistische Partei 
Deutsche Partei 
Freie Demokratische Partei 
Feministische Partei DIE FRAUEN 
BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN 
Ökologisch-Demokratische Partei 
Partei Bibeltreuer Christen 
DIE REPUBLIKANER 
Sozialdemokratische Partei Deutschlands 
STATT Partei 
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Ergebnisse der Landtagswahlen in Niedersachspn ^it 1947 

>  1951 gemeinsamer Wahlvorschlag mit DP: Niederdeutsche UNION; 
Auflösung des Niedersächsischen Landtages gem. Art. 7 der Vorläufigen Niedersachsischen Verfassung 
von SPD- und CDU-Fraktion beantragt. Neuwahl für den 14. Juni 1970 bestimmt; 
Gemäß Wahlprüfungsentscheidung des Niedersächsischen Landtages vom 26. Februar 1976 geändertes 
Ergebnis, rechtskräftig seit dem 27. März 1975; 

' Zweitstimmen 

Sitzverteilung im Landtag von Niedersachsen seit 1947 
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Pressestimmen 

Hannover ist nicht Bonn 
• • • Und die SPD hat den Sieg bei der 
Bundestagswahl - trotz Gerhard Schrö- 
ter - noch keineswegs in der Tasche. 
zunächst war Niedersachsen die Wahl 
e'nes Kanzlerkandidaten, nicht eines 
Kanzlers. Als Hürde könnten sich dabei 
le Grünen erweisen, die in Hannover 

^gebremst wurden: Rotgrün in Bonn 
Mt ~ nach den Erfahrungen von Nord- 
Y>e in-Westfalen - bis in die SPD-Klientel 
'nein als schwierig bis riskant. Nicht 

^geschlossen deshalb, daß die Bonner 
Qhl nicht für die Sozialdemokraten, 

s °hl aber für Bündnis 90/Die Grünen 
cnwieriger wird, als diese denken. 

Stuttgarter Nachrichten 

chon einmal glaubte sich die 
pD im Kanzleramt 

^■ab heute genügt es für Schröder nicht 
*ei} den Deutscfren einzuhämmern, e 

' «er bessere Kanzler. Ab heute muß 
r 

j- er 
^ Wer bei die Fische geben " und sagen, 
^ohlncl Was er besser niachen will als 
«Vti Wersicfl zu früh freut, den bestraft 
sich     lleK Und schon einmal glaubte 

n die SPD im Kanzleramt. Im Frühjahr 
Vler Jahren. Bild 

fei 
«er, der alles verspricht, auch 
n* er es nicht halten kann 

Hd
t
em Ratten Strahlemann Gerhard 

Qiti° er ~ darin liegt die Chance der Ko- 
^c/igV" Werden die Sozialdemokraten mit 
^ssl     [nicnt wehr jene Narrenfreiheit 

'■ehe*' mit der er bislanS durch die Lande 

Im Gegenteil. Jedermann weiß, daß der 
niedersächsische Ministerpräsident in al- 
len Parteigremien der SPD schlecht gelit- 
ten ist. Schlimmer noch: Die Spatzen pfei- 
fen es vom Dach der Baracke, daß er nicht 
den Hauch einer Chance hätte, wenn der 
Kandidat ausschließlich von Parteivor- 
stand oder Fraktion bestimmt würde. 

Er gilt in den eigenen Reihen als rot und 
schwarz, gelb und grün zugleich, als ein 
Opportunist, der sein Fähnchen in den 
Wind hängt, der alles verspricht, auch 
wenn er nichts halten kann; vor allem 
aber hat er nicht den typischen Stallge- 
ruch, ist das genaue Gegenteil eines altge- 
dienten Parteisoldaten. 

Die Union hat die Riesenchance, Schröder 
zu befragen, wie er ganz konkret zu den 
ultimativen Forderungen der Grünen 
steht, mit denen er im Herbst koalieren 
will. Da muß der dann Farbe bekennen: 
zum Ausstieg aus der Atomenergie, zu 
Ökosteuern, zur Inneren Sicherheit, zur 
Nato, zur Asylantenfrage. 

Kölnische Rundschau 

Sein politisches Programm 
bleibt unklar 
Während bei Lafontaine recht klar ist, 
wofür er steht, nämlich für „klassische" 
sozialdemokratische Werte, sieht die Sa- 
che bei Schröder schon etwas anders aus. 
Die einen halten ihn für einen Hoffnungs- 
träger, die SPD nach bewährtem briti- 
schen Muster zu einer Partei umzubauen, 
die manchen überkommenen Ballast links 
liegen läßt. Die anderen sehen in Schrö- 
der vor allem den „ Wendehals ", der seine 
Positionen je nach Opportunität anpaßt 
und - wenn 's denn sein muß - auch schon 
einmal ganz über Bord wirft. 

Die Presse, Wien 
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Generalsekretär Peter Hintze: 

Deutschland vor der 
Richtungsentscheidung 

Wir stehen 200 Tage vor der Bundes- 
tagswahl. Unsere Ausgangslage ist gün- 
stiger als vor vier Jahren. Das große 
Thema der Jahre 1998 - 2002 ist Euro- 
pa. Es geht um eine engere Zusam- 
menarbeit in Europa, es geht um die 
Einführung der gemeinsamen 
Währung. Hier gilt der Grundsatz: 
starker Kanzler, starker EURO. Wir 
werden den Wahlkampf ganz stark auf 
Helmut Kohl ausrichten. 1990 war 
Deutschland das große Thema. 1998 
ist es Europa. 
Unser Wahlziel lautet „45 Prozent plus 
X". Wir wollen unsere Mehrheit ausbauen 
und die Koalition mit der FDP in den Jah- 
ren 1998-2002 fortsetzen. 

I   Unsere Politik der Reformen und Zu- 
• kunftssicherung ist erfolgreich. Im Ja- 

' nuar ist die Zahl der Arbeitslosen im We- 
sten erstmals wieder im Vorjahresver- 
gleich zurückgegangen. Die Wachstums- 
aussichten sind sehr gut. Für 1998 progno- 
stiziert die OECD für Deutschland das 
stärkste Wirtschaftswachstum in Europa. 
Aufholbedarf besteht in den neuen Bun- 
desländern. Daß angesichts zunehmender 
Internationalisierung der Märkte, weltwei- 
tem Standortwettbewerb und einer rasan- 
ten Entwicklung hin zur vernetzten Infor- 
mations- und Wissensgesellschaft oft zu 
langsam und zu kurz gesprungen wird, 
wird häufig kritisiert. Dabei wird meistens 
vergessen, 

daß es in Deutschland zwei 
grundlegend verschiedene Politik- 
entwürfe gibt. 

Die Wahrheit ist: Wir haben weitreichende 
Reformen entwickelt, die in der Fachwelt 
- auch außerhalb der Politik - große Zu- 
stimmung erfahren haben. Die SPD hat ih- 
re Mehrheit im Bundesrat zu einer macht- 
taktisch motivierten Blockadepolitik 
mißbraucht. Sie ist ihrer gesamtstaatlichen 
Verantwortung ausgewichen. 
Die SPD versucht, dies zu verschleiern. 
Sie handelt so in Bonn, weil ihre Wahl- 
strategie auf Entpolitisierung setzt, um 
den wichtigen Entscheidungsfragen aus 
dem Weg gehen zu können. Sie handelte s 
in Hannover, weil es dem dortigen Mini- 
sterpräsidenten darum ging, über die Kafl2 

lerkandidatur zu spekulieren oder darüber 
spekulieren zu lassen, um nicht mit der B1 

lanz seiner Politik konfrontiert zu werden- 

Die CDU wird im anstehenden Wahl- 
kampf die Entscheidungsfragen auf die 
politische Tagesordnung bringen. 
Deutschland steht 1998 vor einer Ric»1' 
tungsentscheidung. Mit der CDU an d» 
Spitze sicher, modern und zukunftsorieD' 
tiert ins 21. Jahrhundert autbrechen oder 
aber mit Lafontaine, Schröder & Co. ab- 
steigen, das ist die Alternative. 
nRot und Grün bringt zu wenig aü 

• die Waage, um Verantwortung 
übernehmen zu können für eine der 
führenden Wirtschaftsnationen der We' ■ 

Die SPD kann sich nicht mit ib^ 
Oppositionsrolle in Bonn herau 

reden. < 
Dort, wo sie an der Spitze Verantworte 
trägt, nämlich in zahlreichen Bundesla 
dem, versagt sie kläglich. Wer nach er- 
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folgversprechenden Zukunftsmodellen 
sucht, der fährt nach Stuttgart, München 
oder Dresden. In Hannover, Saarbrücken 
oder Magdeburg kann man höchstens ler- 
nen, wie man es nicht machen darf. In un- 
serer Dokumentation „Schlußlicht" zeigen 
^ir in allen wichtigen Politikfeldern, ob 
Finanzen, Investitionen, Arbeitsplätze, 
Wirtschaftsförderung, Umgang mit der 
polizei, Schul- und Hochschulpolitik, In- 
novations- und Existenzgründerförderung: 

Die rote Laterne pendelt im We- 
sten zwischen Saarbrücken und 
Hannover, im Osten zwischen 
Magdeburg und Potsdam. 

^ der SPD haben bis letzten Sonntag zwei 
ljIlnisterpräsidenten um die Kanzlerkandi- 
atur gepokert, die Verantwortung dafür 
ragen, daß die von ihnen regierten Länder 
e> allen einschlägigen Kennzahlen die 
chlußlichter im bundesweiten Vergleich 

*&d. Beide wissen stets nur zu erzählen, 
as man tun müßte, können aber auf keine 
orzeigbaren Maßnahmen in ihrem Bun- 
esland verweisen. 

fasere Broschüre „Schlußlicht" ist eine G eneralauseinandersetzung mit der SPD: 

1. Beispiel: 

^rbeit und Wirtschaft 
ü'e SPD bleibt eine glaubwürdige 
Antwort auf die Herausforderung 
«er Globalisierung schuldig. 

cW* dessen beharrt sie weiter darauf, daß 
jn  ^aat es richtet. Als Oskar Lafontaine 
\y. annover eine fundamental andere 
te   Scnufts- und Finanzpolitik ankündig- 
^n'ci et^!e er dabei offenf™'" ..fundamental 
bim     mil "SrundleSend falsch" gleich, 
da, u.r neuen Steuern und Abgaben wird 

Wort gerecht. 
er Wirklichkeitsverlust führen- 
er Sozialdemokraten erreicht 

Dimensionen, die die Zukunft 
Deutschlands massiv gefährden. 

Wenn Lafontaine sagt, er wolle die Ände- 
rungen bei der Lohnfortzahlung rückgängig 
machen, er wolle die Rentenreform rückgän- 
gig machen, dann sprechen wir nicht über 
geringfügige Änderungen. Wir sprechen 
über eine sechsstellige Zahl von Arbeitsplät- 
zen, die eine Mehrbelastung der Unterneh- 
men und Beitragszahler kosten würde. 
Es macht keinen Sinn, wenn die SPD die 
veränderten Rahmenbedingungen leugnet. 
Auf das sozialdemokratische „Ich will 
so bleiben, wie ich bin" (Süddeutsche 
Zeitung, 22. 5. 1997) antwortet die Glo- 
balisierung eben nicht einfach mit „Ge- 
nosse, Du darfst". 

2. Beispiel: 

Bildung 
In der Bildungspolitik orientiert sich die 
SPD weiter an ihrer leistungsfeindlichen 
Ideologie. Wie anders soll man es nennen, 
wenn sie damit spielt, von der Notenge- 
bung abzugehen und weiter die Gesamt- 
schule zu fördern. Die Gesamtschule ist so 
schlecht wie ihr Ruf- sagt eine Studie des 
Max-Planck-Institutes für Bildungsfor- 
schung. Trotzdem beschließen Sozialde- 
mokraten: Wir wollen unser Konzept der 
Gesamtschule weiterentwickeln. Das sind 
dieselben Sozialdemokraten, die Innova- 
tionen behindern, wie ihre Haltung zu 
Transrapid und Gentechnologie hinläng- 
lich bewiesen hat. Es kommt doch nicht 
von ungefähr, wenn die Hannoversche All- 
gemeine Zeitung (10. 5. 1997) zu dem Ur- 
teil kommt: „Kaum jemand denkt beim 
Stichwort Niedersachsen an neue Tech- 
nologien" oder die Frankfurter Allgemeine 
Zeitung (9. I2. 1997) kommentiert: 

„Wer nach Regierungs- und Zu- 
kunftsmodellen sucht, in Hessen 
findet er sie derzeit nicht." 
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3. Beispiel: 

Innere Sicherheit 
Im Kampf gegen das Verbrechen 
mußten wir in den letzten Jahren 
die SPD immer zum Jagen 
tragen: 

Kronzeugenregelung, Verfahrensbeschleu- 
nigungen, Hauptverhandlungshaft, Ver- 
schärfung von Abschiebemöglichkeiten ge- 
genüber schwerkriminellen Ausländern, das 
Europolgesetz und zuletzt die Verfassungs- 
änderung zur akustischen Beweissicherung 
- all das war ein langer mühevoller Weg. 
Und jetzt, nach zähen Verhandlungen über 
die akustische Beweissicherung machen 
die Sozialdemokraten schon wieder eine 
Rolle rückwärts: Grundgesetzänderung ja, 
Ausführungsbestimmungen nein. Die Ver- 
brechensflut steigt, und die SPD verzögert 
den Deichbau. 
Wenn Gerhard Schröder, wie die Welt am 
Sonntag (27. 7. 1997) meinte, Niedersach- 
sen zum Eldorado für Staftäter und 
Scheinasylanten macht, dann kann dies für 
Deutschland kein Vorbild sein. 

4. Beispiel: 

Deutschland 
Wer sich, wie die SPD, hinstellt und 
jüngst ein 10-Punkte-Programm für Ost- 
deutschland ankündigt, das längst in An- 
griff genommene Maßnahmen der Bun- 
desregierung fordert, der muß sich beim 
Thema Deutsche Einheit auch gefallen 
lassen, wenn man an das sozialdemokrati- 
sche Vorgehen im Zuge der Deutschen 
Einheit erinnert: 
Als am 9. Juni 1990 der Vertrag über die 
Wirtschafts-, Währungs- und Sozialunion 
in Deutschland im Bundesrat zur Abstim- 
mung stand, waren es Oskar Lafontaine 
und Gerhard Schröder, die diesem Werk der 

Deutschen Einheit ihre Zustimmung ver- 
sagten. Wer so handelt, hat das moralische 
Recht verwirkt, sich für die Kanzlerschaft 
im vereinten Deutschland zu bewerben - 
egal, ob er Schröder oder Lafontaine heißt. 
Von einem Mangel an innerdeutscher 
Solidarität zeugte auch Schröders herab- 
lassende Art gegenüber den Menschen in 
den neuen Bundesländern, als er 1996 den 
Aufbau Ost mit den Worten rechtfertigte: 
„Wir können die ja schließlich nicht an 
Polen abtreten." (Leipziger Volkszeitung, 
15. 1. 1996) 

5. Beispiel: 

SPD/PDS: Erosion der 
Abgrenzung 

Der Zusammenbruch des SED- 
Regimes liegt noch keine zehn 
Jahre zurück, da sind deutsche 
Sozialdemokraten zunehmend be- 
reit, die SED-Fortsetzungspartei 
nicht nur hoffähig zu machen, 
sondern sie wieder in Regierung8' 
Verantwortung gelangen zu lassen* 

Natürlich spricht die SPD im Moment 
nicht vom Strategiepapier eines Woltga-1" 
Thierse von 1996, und natürlich möchte 
sie nicht an die Vielzahl der Äußerungen 
von führenden Sozialdemokraten zum 
Umgang mit der PDS erinnert werden. 
Doch Tatsache ist, daß z. B. der thüringi- 
sche Innenminister Richard Dewes Ende 
1996 äußerte: „Ich erwarte, daß es 199» 
eine linke Mehrheit im Bundestag gebeIL 
wird. Das Umsetzen dieser Mehrheit ha- 
ich nicht nur für verantwortbar, sondern 
für eine Pflicht Das bedeutet, daß 1° 
nicht bereit sein darf, bei der Wahl eine* 
Bundeskanzlers und bei der Verabschje'^ 
dung eines Bundeshaushaltes auf die " 
Stimmen zu verzichten." (Sächsische £ 
tung, 8. 11. 1996) 
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In den ostdeutschen Landesver- 
bänden ist mit Blick auf die PDS 
der Damm längst gebrochen. In 
allen neuen Bundesländern fin- 
den sich führende Sozialdemo- 
kraten als Fürsprecher einer Zu- 
sammenarbeit mit der PDS. Wer 
soll da noch ernsthaft glauben, 
daß die SPD die künstliche Unter- 
scheidung bei der Zusammenar- 
beit mit der PDS zwischen Bund 
und Land tatsächlich ernst meint. 

m   Bundestagswahl entscheidet 
• über unseren Weg in das nächste 

Janrhundert. Das 21. Jahrhundert wird 
°a-s Jahrhundert des Bürgers sein. 

Wir werden die Menschen in Deutsch- 
end für die CDU begeistern und mobi- 
leren - und zwar noch weit stärker als 
s
e'der letzten Bundestagwahl. Die Men- 
gen in Deutschland spüren, daß die 

^r''ft für notwendige Veränderungen von 
ot-Grün nicht zu erwarten ist. 

Dies ist sicherlich auch ein Grund 
dafür, daß immer mehr junge 
Menschen die CDU als ihre politi- 
sche Heimat entdecken. 

Die CDU ist die führende Partei unter den 
Jung- und Erstwählern. 

Unsere Attraktivität entsteht zweifellos 
aus unserem klarem Profil einer an Frei- 
heit und Verantwortung orientierten Poli- 
tik. Sie ergibt sich aber auch aus unserem 
modernen Erscheinungsbild. Weit über 6 
Millionen Zugriffe auf unsere Internet- 
Seiten binnen eines Jahres sprechen eine 
deutliche Sprache. 

Wir haben den Einsatz elektronischer Me- 
dien weiter optimiert. 

Die CDU geht also optimal gerü- 
stet und motiviert in den Wahl- 
kampf um die Zukunft Deutsch- 
lands. 

Das gilt für die gesamte Partei einschließ- 
lich unserer Wahlkampfzentrale, dem 
Adenauer-Haus. Wir mußten unseren 
Wahlkampf nicht aus unserer eigenen Par- 
teizentrale verbannen. Herausgekommen 
ist bei der SPD bislang nur Polittheater um 
die Kandidatenkür und eine rote Laterne 
auf dem Dach der SPD-Wahlkampfzentra- 
le. Diese allerdings ist zum Symbol der 
ganzen Partei geworden - Schlußlicht 
SPD. 

Rechte und Möglichkeiten in der Europäischen Union 

P\er Bürger hat nun die Möglich- 
J^keit, sich unter der kostenlosen 
[elefonnummer 01 308504 00 bzw 
JJber E-Mail (http://citizenz.eu.int) 
Jjoer seine Rechte und Pflichten in 

er Europäischen Union zu infor- 
£'eren. Diese Initiative geht auf eine 

ampagne zurück, die gemeinsam 
on der Europäischen Kommission 

Jjd dem Europäischen Parlament 
^startet wurde. 

Der Bürger kann einerseits kosten- 
lose Informationsbroschüren über die 
verschiedenen Themen bestellen, 
z. B. Reisen in ein anderes Land in 
der EU; Arbeiten in einem anderen 
Land in der EU. 

Experten antworten 

Andererseits steht ihm für Sozialpro- 
bleme ein Experte zur Verfügung, der 
ihn individuell und ausgiebig berät. 
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Bundeskanzler Helmut Kohl: 

Der EURO kommt pünktlich 
zum vereinbarten Zeitpunkt 

Die Wirtschafts- und Finanzdaten des 
Statistischen Bundesamtes für das Jahr 
1997 zeigen: Deutschland erfüllt die 
Stabilitätsvorgaben des Maastricht-Ver- 
trages für die Einführung des EURO 
zum 1. Januar 1999. 
Durch eine konsequente Reformpolitik 
und strikte Haushaltsdisziplin haben wir 
mit der Marke von 2,7% vor allem das 
schwierige Defizit-Ziel von 3% deutlich 
unterschritten. Entscheidend für dieses 
gute Ergebnis waren das geringere Haus- 
haltsdefizit des Bundes und die positive 
Finanzentwicklung der Krankenversiche- 
rung als Folge der Gesundheitsreform. 
Dies ist eine eindrucksvolle Bestätigung 
für die Politik der Bundesregierung und 
insbesondere für Bundesfinanzminister 
Theo Waigel. 
Ich bin sicher: Der EURO kommt pünkt- 
lich zum vereinbarten Zeitpunkt 1. Januar 
1999. Und er wird eine stabile Währung 
sein - so wie wir dies von der D-Mark seit 
fast 50 Jahren gewohnt sind. Allen Zweif- 
lern, die ohne genaue Zahlenkenntnis im- 
mer neuen Verschiebungsdiskussionen das 
Wort redeten, wird durch die jetzt vorlie- 
genden Daten der Boden entzogen. 
Diese gute Nachricht für Deutschland fügt 
sich ein in ein wirtschaftliches Umfeld, 
das sich zusehends verbessert. Das Auf- 
schwungtempo beschleunigt sich von ei- 
ner Zunahme des Bruttoinlandsprodukts 
um 2,2% im vergangenen Jahr auf 2 l/o% 
bis 3% in diesem Jahr. Für 1999 zeichnet 
sich ein noch besseres Ergebnis ab. Die 
Frühjahrsumfrage bei den Industrie- und 
Handelskammern hat in diesen Tagen 

ebenfalls bestätigt: Die Zuversicht der Un- 
ternehmen wächst, und das Wirtschafts- 
wachstum verstärkt sich. 
Ich gehe mit vielen Experten davon aus, 
daß sich auch auf dem Arbeitsmarkt all- 
mählich eine Besserung einstellen wird. 
Auch wenn dies in Ostdeutschland noch 
weiterer Anstrengungen bedarf, ist die 
positive Entwicklung in Westdeutschland 
bereits erkennbar. Jedenfalls scheint die 

Wunderdroge EURO 
Europa hat eine neue Wunderdroge. Na- 
me: EURO. Wirkt gegen Inflation! Dank 
EURO sind die Preise in Europa heute 
so stabil wie seit 50 Jahren nicht mehr. 
Wirkt gegen Haushaltsdefizite! Dank 
EURO sparen heute seihst Italien, Por- 
tugal und Spanien pickelhart. Und aucn 
Deutschland meldet: EURO-Kriterium 
erfüllt. . . 
Aber die Arbeitslosigkeit? Auch dagegen 
beginnt der EURO zu helfen! Er schaß 
ein Geld und einen Wirtschaftsraum von 
Lappland bis hinunter zur Algarve. Dort 
überall zieht die Konjunktur endlich wif' 
der an - und auch bei uns. °l 

Talsohle hier bereits erreicht, und in eine 
Reihe von Branchen geht es mit der Be- 
schäftigung wieder deutlich aufwärts. 
Jetzt kommt es darauf an, den eingeleite' 
ten Wachstumsprozeß durch ein konseLf 
quentes Fortsetzen des Reformkurses de 
Koalition von CDU/CSU und FDP weit* 
zu kräftigen und die Chancen für mehr  ^ 
beitsplätze weiter zu erhöhen. 
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Ein guter Tag für Deutschland - ein 
guter Tag für unsere Zukunft 

Zu den Zahlen des Statistischen 
Bundesamtes erklärte Generalse- 
kretär Peter Hintze: 

Deutschland wird an der Europäischen 
Währungsunion teilnehmen. Mit ei- 
nem Haushaltsdefizit von klar unter 
drei Prozent der gesamten volkswirt- 
schaftlichen Leistung erfüllen wir die 
Startbedingungen für den EURO. 
Auch die übrigen Zahlen können sich 
sehen lassen: niedrige Preise und Zin- 
sen und ein begrenzter Schuldenstand. 
Unsere günstigen volkswirtschaftli- 

Der EURO wird hart sein 
* ist an der Zeit, daß wir den Tatsachen 
s Auge schauen und unsere Verzagtheit 
""reifen. Der EURO wird kommen und 

Je D-Mark ersetzen. Elf Länder werden 
HJ

6e'^'", und das Gemeinschaftsgeld 

lieh S° hart Sein Wie unsere ln 50 Jahren 
^gewonnene Kleinstaatenwährung. Eu- 
Pas Volkswirtschaften sind bereits heute 
"schaftlich auf Gedeih und Verderb an- 

^under gekettet, aber die Vorteile eines 
kf-     n einheitlichen Wirtschaftsraumes 
.nnen wir erst nutzen, wenn der EURO 

lie LSI' ^ann w'rd Europa einen starken, 
t!ffen Kapitalmarkt haben, weltweit at- 
Qll tivfur Investoren. Es wird, so lehren 
fyf Volkswirtschaftlichen Modelle, einen 
^enj/Umsscnub ablösen, den wir drin- 
beL: "buchen, um die Arbeitslosigkeit zu 
tk*hhP^en Und Um die Staatsschulden 
st0f. 

hah'X zu senken. Vor allem für Inve- 
^   * in Deutschland ist es wichtig, daß 
he^Zenüber unseren Haupthandelspart- 
%h        Europäern, dauerhaft stabile 
*ird<ssverhältnisse bekommen. Hart 
nie^ sein der EURO, nach innen mit 
Hl 7 

8en lnflationsraten, nach außen sta- 
<un* Dollar. ARD, 26. Februar 

chen Rahmendaten sind Beleg der auf 
Stabilität ausgerichteten Wirtschafts- 
und Finanzpolitik der CDU-geführten 
Bundesregierung. 

Dies macht aber auch deutlich: Nur 
mit der CDU, nur mit Bundeskanzler 
Helmut Kohl werden wir die Ein- 
führung des EURO in Deutschland zu 
einem Erfolg führen. Nur Helmut 
Kohl steht für die Gewißheit, daß die 
stabilitätspolitischen Anstrengungen 
ernst gemeint und auf Dauer angelegt 
sind. Starker Kanzler -starker EURO! 

Deutsche Bank startet 
Informationsoffensive 

zum EURO 
Die Deutsche Bank hat eine Infor- 
mationsoffensive rund um das Thema 
Europäische Währungsunion gestartet. 
Im Mittelpunkt steht dabei der kostenlose 
„EURO-Test", der Interessierten die richtige 
Anlagestrategie für die zukünftige gemein- 
same Währungseinheit aufzeigen soll, wie 
die Bank am 25. Februar in Frankfurt am 
Main mitteilte. 

Umfragen zufolge seien die Bundesbür- 
ger über den EURO noch nicht hinrei- 
chend informiert, hieß es zu den Beweg- 
gründen der Deutschen Bank. 

Im Rahmen der EURO-Kampagne will 
die Deutsche Bank auch verschiedene 
Broschüren etwa zur EURO-Übergangs- 
phase herausgeben. Geschäftskunden 
können zusätzliche Publikationen anfor- 
dern. Auch beantworten Fachleute unter 
der gebührenfreien Telefonnummer 
0800-1 231999 Fragen zur Währungs- 

I  union. ■ 
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Klarer Erfolg für unsere Politik 
Der Vorsitzende der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion, Wolfgang Schäuble, der 
Vorsitzende der FDP-Bundestagsfrakti- 
on, Hermann Otto Solms und der 
Vorsitzende der CSU-Landesgruppe, 
Michael Glos, erklärten zur Erfüllung 
des Defizitkriteriums des Vertrages von 
Maastricht durch die Bundesrepublik 
Deutschland: 
Die jetzt vom Statistischen Bundesamt 
veröffentlichten Zahlen bestätigen ein- 
drucksvoll unsere Auffassung: Deutsch- 
land erfüllt das strenge Defizitkriterium 
des Maastricht-Vertrages. Allen Unkenru- 
fen zum Trotz liegt das gesamtwirtschaft- 
liche Haushaltsdefizit mit 2,7% deutlich 
unter der erforderlichen 3%-Meßlatte. 
Dies ist ein großer Erfolg der gemeinsa- 
men Anstrengungen von CDU/CSU und 
FDP. Besonderer Dank und Anerkennung 
gebühren hierbei Bundesfinanzminister 
Theo Waigel. 
Der Erfolg ist um so bemerkenswerter, als 
er in erster Linie vom Bund erreicht wor- 
den ist: Während im Bund die Neuver- 
schuldung durch unseren klaren Sparkurs 
gegenüber 1996 um 10 Mrd. zurückge- 
führt wurde, sind die Defizite von Ländern 
und Gemeinden um 6,2 Mrd. DM gestie- 
gen. 
CDU/CSU und FDP haben in Deutschland 
die Voraussetzungen dafür geschaffen, daß 
wir mit der fristgerechten Einführung des 
stabilen EURO den Standort Europa im 
schärfer werdenden internationalen Wett- 
bewerb stärken. Bei langfristigen Zinsen 
haben wir mit weniger als 5% und beim 
Preisanstieg mit 1,1% in Deutschland 
ebenso wie in Europa insgesamt histori- 
sche Tiefstände erreicht. 
Die Zweifel an der Einführung des EURO 
sind zerstreut - die Finanzmärkte und die 
große Mehrheit der Unternehmen gehen 

inzwischen von einem pünktlichen Start 
des EURO am 1. Januar 1999 aus. Mit der 
Vollendung der Europäischen Wirtschafts- 
und Währungsunion wird der europäische 
Binnenmarkt seine positiven Wirkungen 
für neue Wettbewerbschancen, für mehr 
Wachstum und damit auch für zusätzliche 
Arbeitsplätze voll entfalten können. Die 
Koalition aus CDU/CSU und FDP ist der 
Garant dafür, daß auch langfristig die Sta- 
bilitätskriterien gewahrt bleiben. Deutsch- 
land leistet so einen wichtigen Beitrag, da- 
mit der EURO so stabil wie die D-Mark 
wird. 
Unsere erfolgreiche Stabilitäts- und 
Wachstumspolitik hat die wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen insgesamt nachhal; 
tig verbessert. Sparmaßnahmen und Sozi- 
alreformen, wie bei der Lohnfortzahlung 

Die Zweifel an der Einführung 
des EURO sind zerstreut. 

oder beim Kündigungsschutz, zeigen erst6 

Erfolge, die sich positiv auf den Arbeits- 
markt auswirken. Die jüngste Umfrage 
des DIHT belegt dies eindrucksvoll: Dte 

Zuversicht der Unternehmen ist gestiege ' 
Der DIHT erwartet für dieses Jahr inzwi- 
schen ein Wachstum des Sozialprodukts 
von 3%. Ausgelöst durch den weiterhin 
dynamischen Export setzen sich die Au _ 
triebskräfte mehr und mehr auch auf de 
Binnenmarkt durch. Damit werden sich 
die Chancen für eine positive Wende an 
Arbeitsmarkt spürbar erhöhen. 
Wichtig bleibt, den marktwirtschaftlich1^ 
Reformkurs von CDU/CSU und FDP *<£ 
sequent fortzuführen. Die weiterhin aOg 
strebte große Steuerreform ist dabei de 
beste Nährboden für Investitionen und   ^ 
mehr Arbeitsplätze. 
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Der Fahrplan zum EURO 
Die nächsten Stationen auf 
dem Weg zur Europäischen 
Währungsunion: 

• Die EU-Kommission und das Eu- 
ropäische Währungsinstitut (EWI) 
prüfen anhand der nationalen Wirt- 
schaftsdaten, welches Land reif für 
den Start des EURO 1999 ist. 
• 25. März: Die EU-Kommission 
und das EWI legen getrennte Berich- 
te mit ihren Bewertungen vor. 
• 27. März: Bis zu diesem Tag legt 
die Bundesbank der Regierung ihre 
Einschätzung vor. Das Kabinett 
berät das Gutachten und legt die Po- 
sition der Regierung fest. 
• Im April beraten die nationalen 
Parlamente und das Europaparla- 
ment. Bundestag und Bundesrat ha- 
ben dafür den 23. und 24. April vor- 
gesehen. 

• 1. Mai: Die EU-Finanzminister ge- 
ben in Brüssel ihr Votum über die 
Mitglieder des „EURO-Clubs" ab. 
• 2. Mai morgens: Das Europapar- 
lament gibt seine Meinung ab, wel- 
che Länder teilnehmen sollten. 
• 2. Mai nachmittags: Die Staats- 
Urid Regierungschefs der EU treffen 

die Entscheidung über die Mitglieder. 
Spätestens dann wird auch der Prä- 
sident der Europäischen Zentralbank 
benannt. 

• 3. Mai: Die EU-Finanzminister le- 
gen die bilateralen Wechselkurse 
der Währungen der Teilnehmerlän- 
der zueinander fest, die vom 1. Ja- 
nuar 1999 an unwiderruflich fixiert 
werden sollen. 

• 1. Juli: Die Europäische Zentral- 
bank nimmt ihre Arbeit auf. 
• 31. Dezember: Die Umrechnungs- 
kurse der Teilnehmerwährungen 
zum EURO stehen fest. 
• 1. Januar 1999: Die Währungsuni- 
on startet mit der unwiderruflichen Fi- 
xierung der Wechselkurse unter den 
Teilnehmern. Die Geldpolitik geht auf 
die Europäische Zentralbank über. 
• 1. Januar 2002: Ausgabe der neu- 
en EURO-Münzen und EURO-Geld- 
scheine. 

• 1. Juli 2002: Spätestens jetzt wird 
der EURO alleinige Währung in den 
Teilnehmerländern. Das alte Geld 
verliert seine Gültigkeit als Zahlungs- 
mittel. Alte Scheine und Münzen sol- 
len aber weiterhin in EURO umge- 
tauscht werden dürfen. 

Die Bundestagswahl ist auch eine Abstimmung 
über den EURO 

>e Bundestagswahl im September wird indirekt auch eine Abstimmung über die 
^'ntuhrung des EUROS sein. Die Deutschen hätten bei der Wahl eine gute Chan- 

> ihre Meinung zur gemeinsamen Währung deutlich zu machen. Das erklärte 
uncleskanzler Helmut Kohl bei seinem Treffen mit Spaniens Regierungschef Jo- 

in RÄZnar '" Madnd- Aznar sPrach sich indirekt für Kohls Wiederwahl aus- 
c-uropa sei jetzt nicht die Zeit für politische Experimente. 
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KRANKENVERSICHERUNG 

Großartiger Erfolg der 
Gesundheitsreform 

Aus Anlaß der Vorstellung der Finanz- 
ergebnisse der Gesetzlichen Kranken- 
versicherung (GKV) für das Jahr 1997 
erklärte der gesundheitspolitische Spre- 
cher der CDU/CSU-Bundestagsfrakti- 
on, Wolfgang Lohmann: 
Binnen eines halben Jahres haben die bei- 
den GKV-Neuordnungsgesetze für eine 
beinahe schon sensationelle Umkehrung 
der Finanzentwicklung der gesetzlichen 
Krankenversicherung gesorgt. 5 Mrd. DM 
Überschuß in einem halben Jahr - besser 
kann eine Reformbilanz nicht aussehen! 
Dieser Erfolg ist um so erstaunlicher, als 
die beitragspflichtigen Einnahmen in den 
alten Bundesländern nur um 0,5 % ange- 
stiegen sind, während wir im Osten sogar 
einen Rückgang von minus 0,9 % zu ver- 
zeichnen hatten. Angesichts dieser ungün- 
stigen Rahmenbedingungen wird noch 
einmal die Richtigkeit der Konzeption der 
Koalition für die 3. Stufe der Gesundheits- 
reform bestätigt. Wir müssen uns darauf 
einstellen, daß auch in den kommenden 
Jahren die Grundlöhne keine auffallend 
positive Entwicklung nehmen werden. Da 
wir aber gleichzeitig übereinstimmend mit 
Arbeitgebern und Gewerkschaften der 
Auffassung sind, daß Lohnzusatzkosten 
und damit auch GKV-Beiträge nicht wei- 
ter steigen dürfen, gibt es nur den Weg 
über das Erschließen von Wirtschaftlich- 
keitsreserven und eine Stärkung der Ei- 
genverantwortung der Versicherten. 
Die Diskussion der vergangenen knapp 
zwei Jahre, beginnend mit der Vorlage des 
Entwurfs eines Beitragsentlastungsgeset- 
zes sowie der beiden GKV-Neuordnungs- 
gesetze, hat zu einem grundlegenden 
Mentalitätswandel geführt. Wir können er- 

folgreiche Sparbemühungen der Beteilig- 
ten feststellen, die zu einem Rückgang der 
Leistungsausgaben in den alten Ländern 
von 2,9 % und in den neuen Ländern so- 
gar von 3,3 % geführt haben. 
Dieser Leistungsausgabenrückgang alleine 
hätte aber nicht ausgereicht, um das Defi- 
zit abzubauen. Die Wirkung einer sozial 
verträglichen Zuzahlungserhöhung komm1 

hinzu. Dies war die alleinige Alternative 
zu Leistungsausgrenzungen, die letztend- 
lich den Einstieg in die Zwei-Klassen-Me- 
dizin bedeutet hätten und folgerichtig von 
der Koalition abgelehnt wurden. Die seit 
1. Juli 1997 bestehenden Zuzahlungser- 
höhungen haben die Krankenkassen um 
2,5 Mrd. DM zusätzlich entlastet. 

Die Beiträge bleiben mindestens 
im Jahr 1998 stabil 
Sparen und Zuzahlungserhöhungen haben 
dazu geführt, daß das Defizit des 1. Halb- 
jahres 1997 von knapp 4 Mrd. DM in ei- 
nen Überschuß von 1,1 Mrd. DM im ge- 
samten Jahr umgewandelt werden konnte- 
Durch die glänzende Bilanz der gesetzli- 
chen Krankenversicherung können wir & 
von ausgehen, daß die Beiträge im Jahr 
1998 mindestens stabil bleiben. Einzelne 
Krankenkassen werden vielleicht sogar > 
der Lage sein, ihre Beiträge zu senken. 
Damit hat die Gesundheitspolitik ihren 
Beitrag zur Begrenzung der Lohnneben- 
kosten geleistet. 
Dieser Erfolg ist ausschließlich ein Ver- 
dienst der Koalition, da sowohl das Bei' 
tragsentlastungsgesetz als auch die bei" 
GKV-Neuordnungsgesetze nur gegen d 
erbitterten Widerstand der SPD durchg^ 
setzt werden konnten. Die gesundheitsp 
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Die Vorschläge der SPD führen zu einer 
wirkungslosen Regelung 

Die SPD hat im Vermittlungsaus- 
schuß vorgeschlagen, die Beweis- 
erhebungsverbote für den Einsatz 
technischer Mittel in Wohnungen 
zur Beweismittelgewinnung erheb- 
lich auszudehnen. 

Nicht nur Beichtgespräche, Gespräche 
mit einem Straf Verteidiger und mit 
Abgeordneten sollten danach prinzipi- 
ell nicht abgehört werden dürfen. Dies 
sollte vielmehr auch für Rechts- 
anwälte, Patentanwälte, Notare, Wirt- 
schaftsprüfer, vereidigte Buchprüfer, 
Steuerberater und Steuerbevollmäch- 
tigte, Zahnärzte, Apotheker, Hebam- 
men, Schwangerschaftskonfliktbera- 
ter, Betäubungsmittelberaterstellen 
usw. gelten. Insgesamt hat sie ca. 20 
Ausnahmen vorgesehen. 

Bin so weit gefaßtes Beweiserhe- 
bungsverbot macht die Regelung des 
»Großen Lauschangriffs" wirkungslos. 
Sie führt zu einer unverantwortlichen 

nj'.iChen Rezepte der Opposition hätten 
■ cht im Ansatz einen solchen Erfolg ge- 
• a°ht. Schröder und Lafontaine sprechen 
ij   °n'itagsreden von einem notwendigen 
j^bau des Sozialstaates, den sie aber im 

•Jdesrat bei jeder nur denkbaren Gele- 
fcnneit verhindern. 
vVir   ■ 

der r nd Uns bewußt' daß mit der 3- Stufe 

s'ch eform aus Sicht der Ver" 
troff

erten unpopuläre Entscheidungen ge- 
Pjn. en wurden. Die jetzt vorgelegte GKV- 
(w^bilanz trägt aber eindrucksvoll dazu 
ste^eine weitere Belastung der Arbeitsko- 
p|jjt/'

u verhindern und dadurch Arbeits- 

\ 
2e zu sichern. 

Ausdehnung der ermittlungsfreien 
Räume. Die akustische Wohnraum- 
überwachung geht damit völlig ins 
Leere. Dieser Vorschlag der SPD wi- 
derspricht der Vereinbarung, die die 
Sozialdemokraten mit der Koalition 
einvernehmlich getroffen haben. 

... darf nicht scheitern 
Erwin Marschewski, innenpolitischer 
Sprecher der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion: Ich fordere die A-Länder, na- 
mentlich den SPD-Kanzlerkandidaten 
Gerhard Schröder, auf, im Bundesrat für 
den zwischen der SPD und der Koalition 
verabredeten Gesetzentwurf zu stim- 
men. Der „Lauschangriff' darf nicht 
scheitern; dies diente nur den Gangstern. 

Ebenso darf die neue Geldwäschere- 
gelung nicht scheitern; die Regelung 
ist die wichtigste Waffe gegen 
Drogen- und Menschenhändler sowie 
gegen Schleuserbanden. 

etir, wir Deutschland für das nächste 

Jahrtausend fit machen wollen, wenn wir 
endlich die viel zu hohe Zahl von Arbeits- 
losen durch eine Verbesserung der Rah- 
menbedingungen reduzieren wollen, dann 
gibt es zur jetzigen Koalition keine Alter- 
native. 

Niemand hat für die schwierigen Proble- 
me, die sich im Zusammenhang mit der 
Globalisierung stellen, Patentrezepte, aber 
wir haben wenigsten den Mut, uns gegen 
den negativen Trend zu stemmen und Re- 
formen durchzusetzen. Die Bürgerinnen 
und Bürger werden die Richtigkeit dieses 
Wegs erkennen und die populistischen 
Versprechungen der SPD als solche ent- 
larven. ■ 
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Hamburgs Sozialsenatorin zurückgetreten 
Die Hamburger Sozialsenatorin Heigrit 
Fischer-Menzel (SPD) ist am 1. März 
von ihrem Amt zurückgetreten. Grund 
dafür sind Vorwürfe, sie habe persön- 
lich dafür gesorgt, daß die Hamburger 
Alida-Schmidt-Stiftung, die sich um 
Alkoholkranke kümmert und bei der 

Neue deutsche Familienpolitik 
Leindesminister haben in der Regel nur 
eine Gelegenheit, hundesweit bekannt zu 
werden - durch ihren Rücktritt. Edwin 
Zimmermann (Brandenburg), Margarethe 
Nimsch (Hessen) und nun Heigrit Fischer- 
Menzel (Hamburg) wären niemals an das 
Licht einer breiteren Öffentlichkeit 
gerückt, hätten sie nicht Freunde und 
Familie subventioniert. 

Berliner Zeitung 

Ehegatten-Splitting 
Gerade bei den Grünen und beim linken 
Flügel der SPD sollte man gemeinhin 
nicht unbedingt „Cousinenwirtschaft" 
oder „Ehegatten-Splitting" vermuten, wie 
die jüngsten Begünstigungs-Affären in 
Hessen und in Hamburg genannt werden. 
Aber siehe, die einen sind auch nicht bes- 
ser als die anderen. Zuerst der Rücktritt 
der hessischen Grünen-Ministerin Marga- 
rethe Nimsch, die Parteifreundinnen mit 
Aufträgen bedachte, und am Sonntag die 
Aufgabe der Hamburger Sozialsenatorin 
Heigrit Fischer-Menzel, die der Stiftung 
ihres Gatten ein 1,3-Millionen-Mark teu- 
res Therapieprojekt zuschanzte: Die an- 
geblich so lauteren Linken sind stark ge- 
beutelt. 

Stuttgarter Nachrichten 

ihr Mann Peter Fischer Geschäftsfüh- 
rer ist, einen staatlichen Zuschuß von 
1,3 Millionen Mark erhält. Fischer- 
Menzel fällte diese Entscheidung, ob- 
wohl das zuständige Fachamt ihrer 
Behörde das Geld einem anderen Trä- 
ger habe zukommen lassen wollen. 

Unser Geld 
Der Umgang mit Steuergeld nach Guts- 
herrenart - hört das denn nie auf? In 
Hamburg hatte die Sozialsenatorin ihrem 
Mann einen schönen Millionenauftrag zu- 
geschanzt. Gestern mußte sie gehen. In 

Pressestimmen 

Hessen wollte die Umweltministerin eine 
grüne Parteifreundin bedienen - auch 
Rücktritt. In Brandenburg jonglierte Mi'"' 
sterin Hildebrand mit Millionen, ganz 
wie's ihr gefällt. Ihr Stuhl wackelt. Vet- 
ternwirtschaft, Mißwirtschaft. Ob die 
Handelnden dreist sind oder einfach w" 
naiv, ist dem Bürger egal. Er will sein 
Geld mit Anstand und Umsicht verweil'1'1 

sehen. Wer dagegen verstößt, hat in eine' 
öffentlichen Amt wirklich nichts verloren- 

Selbstbedienung 
So drängt sich auch bei diesem Skandd 
der Einelruck auf daß immer mehr P"1' 
ker ihr Amt als Selbstbedienungsladen D 
trachten, aus dem man sich nach Gutd 
ken bedienen kann. Ob seinerzeit in W' 
dersachsen, wo Umweltministerin ^°n,-v 

Griefahn ihrem Mann Aufträge für 'lil' 
pO zuschustern wollte, ob in Hessen, w 
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die Grünen-Umweltministerin Margarethe 
Nimsch freihändig Projekte an Parte i- 
fKundinnen vergab, ob jetzt in Hamburg - 
das Bewußtsein für korrekten Umgang mit 
Öffentlichen Geldern scheint zu schwin- 
den. Für die Bürger ist dies ein fatales 
Signal. 

Stuttgarter Zeitung 

Rücktritt an der Alster 
Hamburgs SPD hat kein Glück mit Sena- 
torinnen des linken Parteiflügels. Eine 
^vendungs-Affäre zugunsten ihres Ehe- 
mannes hat die Arbeits- und Sozialsena- 
torin Heigrit Fischer-Menzel zum Rück- 
tritt gezwungen. Bei der Stadtentwick- 
Hngssenatorin Traute Müller war es ein 
tyionagefall, in den ihr Lebensgefährte 
erwickelt war, der sie demissionieren 
leß. Ob es nun eigene Einsicht der Ge- 

nossin Fischer-Menzel oder das Macht- 
^ °rt des Bürgermeisters Ortwin Runde 

*r, der als erster Regierungschef des 
' h>dtStaates mit dem Berufungs- und Ent- 

Hamburger CDU will 
Untersuchungsausschuß 
Nach dem Rücktritt von Hamburgs So- 
^alsenatorin Heigrit Fischer-MenzeJ 
^pD) hat CDU-Oppositionschef Ole 
on Beust einen parlamentarischen 
itersuchungsausschuß zum „sozial- 

demokratischen Filz" in der Hanse- 
-J* gefordert. Mit dem Untersu- 
chungsausschuß will die CDU die Um- 
, ande von Fischer-Menzels Rücktritt 
klaren. 

VQ
S
 D'"^ 

ZUm Himmel", kommentierte 
^n Beust die Entscheidungen in Ham- 
%H' 

die von Vetternwirtschaft geprägt 
dip e Dei Fu" Fischer-Menzel sei „nur 

e Spitze des Eisbergs". 

lassungsrecht der Senatsmitglieder aus- 
gestattet ist, kann dahingestellt bleiben. 
Offenbar war die Rücktrittserklärung so 
eilbedürftig, daß nicht einmal der Wahl- 
sonntag abgewartet und dem Kanzlerkan- 
didaten-Anwärter Gerhard Schröder ge- 
genüber innerparteiliche Rücksicht geübt 
werden konnte. 

Die Welt 

Ohne Feingefühl 
Es geht um das richtige Gespür in der Po- 
litik, um das Vermeiden des bösen Scheins. 
Dieses Gebot verlangt, daß Frau Fischer- 
Menzel und ihr Ehemann von Anfang an 
eine klare Trennungslinie hätten ziehen 
müssen: Solange sie Sozialsenatorin ist, 
bekommt seine Firma keine Aufträge von 
der Sozialbehörde. Wenn das seiner Firma 
die Existenzgrundlage geraubt hätte, hätte 
sie eben nicht an die Spitze dieser Behör- 
de rücken dürfen. So viel politisches Fein- 
gefühl darf man verlangen. 

Süddeutsche Zeitung 

Staatsanwälte ermitteln 
gegen Hildebrandt 

Im Mai 1995 hatte die brandenburgi- 
sche Sozialministerin Regine Hilde- 
brandt dem Parlament mitgeteilt, daß 
nicht verbrauchte Fördermittel ord- 
nungsgemäß an das Finanzministerium 
zurückgeflossen seien. Das ist offen- 
sichtlich nicht geschehen. 

Nun ermittelt die Staatsanwaltschaft 
gegen sie wegen des Verdachts der Ver- 
untreuung von Haushaltsmitteln. Die 
Gelder seien nicht an das Finanzmini- 
sterium zurückgeflossen, sondern le- 
diglich auf anderen Konten „geparkt" 
worden, um über sie im Jahr darauf 
wieder verfügen zu können. 
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Die Bundeswehr steht mitten 
in unserer Gesellschaft 

Zum Jahresbericht 1997 der Wehrbe- 
auftragten des Deutschen Bundestages, 
Ciaire Marienfeld, erklärten der vertei- 
digungspolitische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Paul 
Breuer, und der Berichterstatter der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion für den 
Arbeitsbereich der Wehrbeauftragten, 
Jürgen Augustinowitz: 
Die Bundeswehr wird von unserer Gesell- 
schaft, in deren Mitte sie sich befindet, mit 
all ihren Fragestellungen und Herausfor- 
derungen voll gefordert. Der Wehrbeauf- 
tragtenbericht versteht sich immer als 
Mängelbericht und nicht als umfassende, 
wertende Bestandsaufnahme. 
Die Wehrbeauftragte zeichnet in ihrem 
dritten Jahresbericht ein insgesamt positi- 
ves Bild von der Bundeswehr. Wir stim- 
men mit ihr überein, daß die Wehrpflicht 
die bessere Wehrform für unsere Bundes- 
wehr in unserer demokratischen Gesell- 
schaft ist. Zu der von der Wehrbeauftrag- 
ten festgestellten Attraktivierung der 
Wehrpflicht, gerade auch unter den Ju- 
gendlichen, und der rückläufigen Kriegs- 
dienstverweigererquote haben die von 
der Koalition vorangetriebenen Maßnah- 
men zur finanziellen und ideellen Auf- 
wertung der Wehrpflicht entscheidend 
beigetragen. 
Wir stimmen insbesondere überein mit der 
Wertung der Wehrbeauftragten, daß Ge- 
waltbereitschaft und rechtsextremistische 
Handlungen kein spezifisches Problem der 
Bundeswehr darstellen. Was Elternhaus 
und Schule versäumen, kann die Bundes- 
wehr nicht in 10 Monaten nachholen. Ge- 
sellschaftliche Erscheinungen machen vor 
Kasernentoren nicht halt und führen leider 

zu einzelnen, nicht zu verallgemeinernden 
Vorkommnissen, die in der Regel mit Mit- 
teln des Disziplinar- und Strafrechts ge- 
ahndet werden können. Unserer Meinung 
nach ist es in hohem Maße irreführend 
und ungerecht, wenn Verfehlungen einzel- 
ner Soldaten zur pauschalen Verunglimp- 
fung der gesamten Bundeswehr benutzt 
werden. 
Die Wehrbeauftragte hat unsere volle Un- 
terstützung, wenn sie den Stellenwert der 
politischen Bildung für das Selbstver- 
ständnis der Soldaten hervorhebt. Eine le- 
bendige Demokratie braucht den Staats- 
bürger in Uniform, der sich des hohen 
moralischen Anspruchs seines grundge- 
setzlichen Auftrages bewußt ist. Nur wer 
die Geschichte seines Landes kennt und 
sich mit ihr auseinandersetzt, ist fähig, 

Erfeulich ist die hohe Akzep- 
tanz der Streitkräfte in unserer 
Gesellschaft, die u. a. auf den 
Einsatz bei der Beseitigung des 
Oderhochwassers im letzten 
Jahr zurückzuführen ist. 

seinen Standpunkt in einer sich drama- 
tisch verändernden Welt zu definieren- 
vilcourage und kritisches Urteilsvermö- 
gen bieten die sicherste Gewähr gegen 
Demagogie und Intoleranz. Auf allen 
Führungsebenen der Bundeswehr muss 
die Anstrengungen für eine werteverrni 
telnde politische Bildung verstärkt wer 
den. Diesen Appell richten wir nicht nu 
an die Bundeswehr, sondern an alle re 
vanten Institutionen und Organisatione 
unserer Gesellschaft. 
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Gerade vor dem Hintergrund einzelner 
Vorfälle mit rechtsradikalem Hintergrund 
•n der Bundeswehr und des laufenden Un- 
tersuchungsausschusses begrüßen wir aus- 
drücklich, daß das Bundesministerium der 
Verteidigung klare Hinweise zum Traditi- 
onsverständnis gegeben hat. Uns erscheint 
dabei die Tatsache, daß die Bundeswehr 
selbst über eine mehr als 40jährige Ge- 
schichte verfügt, ein wesentliches Stand- 
ein für die Begründung einer eigenen 

'edition zu sein. 

*Vir stimmen mit der Wehrbeauftragten 
^ch darin überein, daß Innere Führung 
Jper dienstliche Pausen oder das Ende des 
glichen Dienstbetriebes hinausgeht. Ge- 

rade wegen mancher aktueller Diskussi- 
nsbeiträge ist in Übereinstimmung mit 
er Wehrbeauftragten hervorzuheben, daß 
ahjei den Soldaten nicht die Gewißheit 

genommen werden darf, daß ihre Vorge- 
hen ihnen vertrauen. Die Bundeswehr 
b 

uß nach Zeiten - durch politische Um- 
J"Uche notwendiger - tiefgreifender Um- 
^kturierungen in ein ruhigeres Fahrwas- 
.r kommen, um der Inneren Führung den 

^endigen Stellenwert zu sichern. 

Erfreulich ist die festgestellte hohe Akzep- 
tanz der Streitkräfte in unserer Gesell- 
schaft, die u. a. auf die Leistungen der 
Bundeswehr im ehemaligen Jugoslawien 
und den Einsatz von über 30.000 Soldaten 
bei der Bewältigung des Oderhochwassers 
zurückzuführen ist. Die Bundeswehr im 
Einsatz für Frieden in Freiheit und für das 
Selbstbestimmungsrecht der Völker prägt 
das Bild unserer Streitkräfte in der Öffent- 
lichkeit. 

Der weitere Anstieg des Drogenmiß- 
brauchs in der Bundeswehr entspricht lei- 
der dem gesamtgesellschaftlichen Trend. 
Drogenprävention, Aufklärung und Bera- 
tung müssen intensiviert werden, um die- 
sem Trend wirksam gegensteuern zu kön- 
nen. Positiv ist, daß im Berichtszeitraum 
kein nennenswerter Anstieg beim Alko- 
holmißbrauch festgestellt werden konnte. 
Einer Diskussion bedarf hingegen der An- 
stieg bei Unfällen im Umgang mit Waffen 
und Munition. 

Für ihre Arbeit sprechen wir der Wehrbe- 
auftragten als kritischer Begleiterin der 
Bundeswehr im Namen unserer gesamten 
Fraktion unseren Dank aus. 

Stichwort: Jahresbericht der Wehrbeauftragten 
Jedes Frühjahr präsentiert die 

^ Wehrbeauftragte des Bundesta- 
gs, Ciaire Marienfeld, ihren Bericht 
über den inneren Zustand der Bun- 
deswehr. Der Report spiegelt die ge- 
^mte Fülle der Probleme wider, mit 
^nen die Führung der Streitkräfte 
^nd die Soldaten im abgelaufenen 

ahr konfrontiert waren. Auch gibt er 
Juskunft über die Stimmung unter 

en Angehörigen der Bundeswehr. 
j^eder Soldat hat zu jeder Zeit die 

loglichkeit und das Recht, sich 

mündlich oder schriftlich an die 
Wehrbeauftragte zu wenden. Es dür- 
fen ihm daraus keine Nachteile ent- 
stehen. Das Amt ist einmalig in der 
Welt. Der frühere Wehrbeauftragte, 
Karl-Wilhelm Berkhan, hat sein Ver- 
ständnis über die Einrichtung einmal 
so definiert: „Das Amt ist nicht das 
personifizierte Mißtrauen gegenüber 
der Bundeswehr, sondern es perso- 
nifiziert den Rechtsstaat gegenüber 
dem Grenadier ebenso wie gegen- 
über dem General." 
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Was die Linken wirklich wollen 
Die politischen Wunschvorstellungen von SPD, 

Grünen und PDS 

Stichwort Wehrpflicht 

SPD 
Die SPD vermeidet eine 
eindeutige Position: „Die 
SPD will die Anwendung 
der Wehrpflicht solange 
wie vernünftig begründ- 
bar aufrechterhalten. 
Die Anwendung der 
Wehrpflicht darf einer 
Verringerung unserer 
Streitkräfte nicht im 
Wege stehen. Die Alter- 
native ist dann die Aus- 
setzung der Wehrpflicht 
in normalen Friedens- 
zeiten oder deren weite- 
re deutliche Verkür- 
zung." (Beschluß A1, 
SPD-Bundesparteitag, 
Hannover, 3. 12.1997) 

GRÜNE 
Bündnis 90/Die Grünen 
setzen sich für die Ab- 
schaffung der Wehr- 
pflicht und damit auch 
des Zivildienstes ein. Ei- 
ne allgemeine Dienst- 
pflicht lehnen sie ab und 
bekunden statt dessen 
ihre Solidarität mit allen, 
„die Zwangsdienste ver- 
weigern und sich gegen 
die Einbeziehung von 
Frauen in die Bundes- 
wehr wehren". „Die lang- 
fristig angelegte anti-mi- 
litaristische Strategie 
von Bündnis 90/Die Grü- 
nen zielt darauf ab, Mi- 
litärbündnisse und natio- 
nale Armeen in eine ge- 
samteuropäische Frie- 
dens- und Sicherheits- 
ordnung aufzulösen." 
(Entwurf des Bundes- 
tagswahlprogramms). 

PDS 
Die SED-Fortsetzungs- 
partei lehnt die Wehr- 
pflicht ebenso wie „an- 
dere Zwangsdienste" 
ab. Sie will nicht nur den 
Wehrdienst abschaffen, 
sondern die Bundes- 
wehr - ebenso wie NA- 
TO und WEU - gleich 
mit. Als angeblich „anti- 
militaristische Partei" 
hält die PDS die Vertei- 
digungsfähigkeit 
Deutschlands „nicht 
mehr für erforderlich" 
(Entwurf des Bundes- 
tagswahlprogramms)- 

Die CDU dagegen beantwortet die Frage nach der allgemeinen 

Wehrpflicht mit einem klaren Ja. Wir messen der gesellschaftlichen Legitirn 
tion und der politischen Kontrolle, die mit der allgemeinen Wehrpflicht einhergen 
größten Stellenwert bei. Dabei sind wir überzeugt, daß die allgemeine Wehrpf" 
aufgrund ihrer gesellschaftspolitischen und sicherheitspolitischen Bedeutung au 
in der heutigen Zeit die insgesamt beste Wehrform für unser Land darstellt. 
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Rechte und Ansprüche werden in 
keiner Weise eingeschränkt 

^um Zwischenbericht des CDU/CSU- 
^rbeitskreises „Enteignungen 1945 bis 
W49" (UiD Extra 6/1998) unter Vorsitz 
*on Professor Rupert Scholz erklärte 
Jer Chef des Bundeskanzleramts, Bun- 
Uesminister Friedrich Bohl: 

j^e im Zwischenbericht des CDU/CSU- 
^"beitskreises „Enteignungen 1945 bis 
949" vorgeschlagenen Maßnahmen sind 
Us Sicht der Bundesregierung gut geeig- 

Jet. rechtliche Zweifelsfragen und Verzö- 
gerungen, die sich im Vollzug des Ent- 
^nädigungs- und Ausgleichsleistungsge- 
v
etzes (EALG) und der Flächenerwerbs- 

. Ordnung (FlErwV) ergeben haben, zu 
Zeitigen. 

^tische und administrative Erschwer- 
te werden abgebaut, Investitionen im 
^na- und forstwirtschaftlichen Bereich 
i^r?en in den neuen Bundesländern damit 
Üch      Und wirksamer als bisher ermög- 

N; 

Beschleunigung der oft 
langwierigen Verfahren 

Wen Autrassung der Bundesregierung 
bes       

durcn die vorgeschlagenen Ver- 
spr5!"Un8en gesetzliche Rechte und An- 
BUn | e Von Berechtigten in den neuen 
sweSlandern nicht eingeschränkt oder in 
ö 

Sl'ger Weise verkürzt. 

&uj^
rbeitskreis hat nach Ansicht der 

*ür ß
esregierung mit seinen Vorschlägen 

i)ft | eschleunigung und Verbesserung der 
fylre

ngw'erigen und komplizierten Ver- 
ge^ n.2um Erwerb der ehemals volksei- 
en Hu     nd~ nnd Forstflächen in den neu- 

nclesländern eine sehr qualifizierte 

Arbeit geleistet. Die Bundesregierung 
dankt dafür dem Arbeitskreis. 

Die näheren Einzelheiten 
werden mit den neuen 

Bundesländern erörtert. 

Da es sich um einen Zwischenbericht des 
Arbeitskreises der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion handelt, geht die Bundesre- 
gierung davon aus, daß die näheren Ein- 
zelheiten der vorgeschlagenen Maßnah- 
men nunmehr insbesondere mit den neuen 
Bundesländern erörtert werden. Sie selbst 
wird ebenfalls solche Gespräche auf- 
nehmen. 

Schüler Union: Laser- 
Pointer verbieten 

Für ein grundsätzliches Verbot von 
Laser-Pointern an den Schulen hat 
sich der Bundesvorsitzende der 
Schüler Union, Christian Jung 
(Neckargemünd) ausgesprochen. 
Mittlerweile seien die für Vorträge ge- 
dachten „elektronischen Zeigefinger" 
zu einem beliebten Spielzeug auf den 
Schulhöfen geworden. „Die Laser- 
strahlen reichen mehrere Meter weit 
und können beim Zielen auf die Au- 
gen möglicherweise zu Schäden 
führen", sagte Jung. Besonders die 
Billiggeräte aus Fernost seien ein be- 
gehrtes Spielzeug, die gesundheitli- 
chen Folgen jedoch überhaupt nicht 
abschätzbar. 
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Die jüngsten Äußerungen von 
Gorbatschow sind unverständlich 

Der Chef des Bundeskanzleramtes, 
Bundesminister Friedrich Bohl, erklär- 
te zu der Darstellung des ehemaligen so- 
wjetischen Präsidenten Michail Gorbat- 
schow, bei den Verhandlungen über die 
deutsche Einheit nicht gefordert zu ha- 
ben, daß den durch die Bodenreform 
enteigneten Alteigentümern ihre 
Grundstücke nicht zurückgegeben wer- 
den sollen: 

Die jüngsten Äußerungen des ehemaligen 
sowjetischen Partei- und Staatschefs 
Michail Gorbatschow sind für die Bundes- 
regierung unverständlich und nicht nach- 
vollziehbar. Sie widersprechen seiner kla- 
ren Stellungnahme im Magazin „Der Spie- 
gel" vom 5. September 1994, in der Gor- 
batschow ausgeführt hat: 

Unserer Position wurde in der Gemeinsa- 
men Erklärung der Regierungen der Bun- 
desrepublik und der DDR vom 15. Juni 
1990 zur Regelung offener Vermögens/ra- 
gen Rechnung getragen. Dort hieß es: 

Die Enteignungen auf besatzungs- 
rechtlicher bzw. besatzungshoheitli- 
cher Grundlage (1945 - 1949) sind 
nicht mehr rückgängig zu machen. 
Die Regierung der Sowjetunion und 
der Deutschen Demokratischen Re- 
publik sehen keine Möglichkeit, die 
damals getroffenen Maßnahmen zu 
revidieren. Die Regierung der Bun- 
desrepublik Deutschland nimmt dies 
im Hinblick auf die historische Ent- 
wicklung zur Kenntnis. Sie ist der 
Auffassung, daß einem künftigen 
gesamtdeutschen Parlament eine ab- 
schließende Entscheidung über 
etwaige staatliche Ausgleichsleistun- 
gen vorbehalten bleiben muß. 

Am 12. September 1990 haben Herr Gen- 
scher und Herr de Maiziere den sowjeti- 
schen Außenminister Eduard Scheward- 
nadse über diese gemeinsame Erklärung 
informiert. Damit wurde die Entscheidung 
über Entschädigung (nicht Restitution) 
dem künftigen deutschen Parlament zuge- 
wiesen. 

Diese Position hat Gorbatschow bei sei- 
nem Besuch in Deutschland Anfang Sep- 
tember 1994 mehrfach wiederholt. Auch 
in seinem Gespräch mit dem Bundeskanz- 
ler am 7. September 1994 hat er bestätigt' 
daß Moskau bei den Verhandlungen über 
die deutsche Einheit von der Unumkehr- 
barkeit der Enteignungen ausgegangen sei- 

Im übrigen ist festzustellen, daß die Ak- 
tenlage der 2+4-Verhandlungen über die 
äußeren Aspekte der deutschen Einheit 
und zu den deutsch-deutschen Verhand- 
lungen über die offenen Vermögensfrage11 

eindeutig belegt ist. 

• Die Sowjetunion und die DDR haben 
im Jahre 1990 von Anfang an sowohl bei 
dem 2+4-Abkommen sowie auch bei den 
Einigungsvertrag mit allem Nachdruck a 
der Unumkehrbarkeit der Enteignungen 
im Zusammenhang mit der sog. Bodenr 
form bestanden. Die sowjetische Seite 
die Aufrechterhaltung der Enteignung^ 
bei den 2+4-Verhandlung zur Vorbedn^ 
gung der deutschen Vereinigung gernac 

• Aus den der Bundesregierung vorlifTp 
genden Dokumenten geht zweifelsfrei 
vor, daß die Sowjetunion die Unterzeic j 
nung des 2+4-Vertrages von der Über| 
chung eines Briefes, in dem ausdrück1 ■ 
Bezug auf die deutsch-deutsche E^JJJjjg 
vom 15. Juni genommen wurde, ab*!jrgS, 
gemacht hat. In dieser Erklärung hei* 
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daß die Enteignungen von 1949 „nicht 
•Hehr rückgängig zu machen" sind. 

• Zu erinnern ist auch daran, daß die bun- 
desdeutsche Seite damals in der „Gemein- 
samen Erklärung zur Regelung offener 
Vermögensfragen" nur den Begriff „Aus- 
gleichsleistungen", nicht aber „Entschädi- 
gungen" durchsetzen konnte. Seit der 
deutsch-deutschen Erklärung vom 15. Juni 
'990 war politisch klar, daß die Enteig- 
nungen von 1945 - 1949 nicht mehr rück- 
gängig zu machen seien. 

Keine neuen Erkentnisse 

• Das Bundesverfassungsgericht hat des- 
halb in seiner Entscheidung vom 23. April 
l99l den Restitutionsausschluß für verfas- 
Jjngsgemäß erklärt und mit Beschluß vom 

°- April 1996 nach einer erneuten aus- 

führlichen Prüfung und Auseinanderset- 
zung mit den in der Öffentlichkeit zwi- 
schenzeitlich vorgetragenen Behauptun- 
gen und Argumenten festgestellt, es lägen 
keine neuen Erkenntnisse vor, die die Ein- 
schätzung der Bundesregierung über die 
Verhandlungslage mit der Sowjetunion 
und der DDR in Frage stellten. 

Unumkehrbare Maßnahmen 

Die Bundesregierung hält an den Verein- 
barungen zur Unumkehrbarkeit der Maß- 
nahmen im Zusammenhang mit der sog. 
Bodenreform fest. Mit dem Entschädi- 
gungs- und Ausgleichsleistungsgesetz ist 
ein Ausgleich für das damals erlittene 
Unrecht erreicht, und gleichzeitig sind die 
Interessen der heute in den neuen Bundes- 
ländern lebenden und wirtschaftenden 
Menschen gewahrt worden. 

Kriminalbeamte fordern schärfere 
Bekämpfung von Sozialmißbrauch 

Eine schärfere Bekämpfung von So- 
zialmißbrauch hat der Bund Deut- 
scher Kriminalbeamter (BDK) ge- 
fordert. Allein in Berlin habe im 
^ergangenen Jahr die Anzahl von 
Ermittlungsverfahren wegen Sozial- 
■eistungsbetrugs um fast neun Pro- 
zent zugenommen, erklärte der 
»DK am 25. Februar. Besonders 
auffällig sei mit 74 Prozent der hohe 
Ausländeranteil an den Tatverdäch- 
l,gen. 

^e't Ende 1995 seien in Berlin fast 
^•000 Ermittlungsverfahren allein ge- 
§en bosnische Kriegsflüchtlinge ge- 
uhrt worden, die mit gefälschten Ur- 

kunden und Mehrfachidentitäten bei 
erschiedenen Sozialämtern abkassier- 

ten, teilte der BDK mit. Es seien sogar 
extra Busunternehmen gegründet wor- 
den, um rechtzeitig zum Abkassieren 
vor Ort zu sein. 

Angesichts vermuteter bundesweiter 
Schäden in dreistelliger Millionenhöhe 
fordert der BDK unter anderem die 
umgehende Datenvernetzung aller So- 
zialbehörden, die Einrichtung zentra- 
ler Verbindungsstellen zwischen Sozi- 
albehörden und Polizei sowie eine in- 
tensivere Bekämpfung der Schleuser- 
kriminalität. Ausländer, die ihre Papie- 
re angeblich verloren haben und ihre 
Mitarbeit an der Ausstellung von Er- 
satzpapieren für eine Ausreise verwei- 
gern, sollten in Beugehaft genommen 
werden. 
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Unverantwortliche Panikmache 
der SPD im Vorfeld des CASTOR- 

Transportes nach Ahaus 
Im Vorfeld 'des für Ende März geplan- 
ten CASTOR-Transportes in das Zwi- 
schenlager Ahaus betreiben SPD und 
Grüne eine unverantwortliche Panik- 
mache. Nicht nur in Ahaus selber, son- 
dern in zahlreichen Gemeinden - wie 
zum Beispiel in der Stadt Bonn - wird 
mit billiger Polemik und absurden An- 
schuldigungen versucht, Ängste der 
Bürger zu schüren. So kritisierte die 
Bonner SPD Ende Januar in einer 
Flugblattaktion die angebliche man- 
gelnde Information von Bürgern und 
Kommunen über den gen"auen Weg 
der CASTOR-Transporte und beklagte 
außerdem unzureichende Sicherheits- 
maßnahmen. Wir geben deshalb eine 
Erklärung des Bundesumweltministe- 
riums vom 12. Februar wieder, in der 
die Hintergründe des CASTOR-Trans- 
portes umfassend erläutert werden. 

SPD stiehlt sich aus der Verant- 
wortung für die Entsorgung 
Der bevorstehende CASTOR-Transport 
nach Ahaus wird im Rahmen des zusam- 
men mit der SPD beschlossenen deutschen 
Entsorgungskonzepts durchgeführt. Die 
Zwischenlagerung bestrahlter Brennele- 
mente in externen Zwischenlagern wurde 
bereits 1979 zwischen Bund und Ländern 
als die sicherheitstechnisch vorteilhafteste 
Lösung vereinbart. Hierüber bestand voller 
Konsens. Zur Nutzung der in den 80er Jah- 
ren errichteten Lager gab und gibt es keine 
kurzfristig zu realisierenden Alternativen. 
Die Transporte zu den Zwischenlagern 
werden von der Elektrizitätswirtschaft 
durchgeführt. Die Transporttermine rich- 

ten sich nach den polizeilichen Möglich- 
keiten und werden von den Innenbehörden 
der Länder festgelegt. Sie entscheiden 
auch, welche weiteren Behörden von den 
Transporten unterrichtet werden. Das 
Bundesamt für Strahlenschutz erteilt die 
Transportgenehmigung, auf die die Elek- 
trizitätsversorgungsunternehmen bei Vor- 
liegen der gesetzlichen Voraussetzungen 
einen Rechtsanspruch haben, wenn die Si- 
cherheitsnachweise erbracht sind. 
Zur Notwendigkeit der Transporte zum 
Zwischenlager Ahaus zur Entsorgung der 
Kernkraftwerke Neckarwestheim und 
Gundremmingen hat es zuletzt am 17. 
April 1997 im Rahmen der Gespräche 
über eine energiepolitische Verständigung 
eine Anhörung der Elektrizitätswirtschatt 
gegeben, an der auch MP Schröder und 
der SPD-Bundesgeschäftsführer Müntefe- 
ring teilgenommen hatten. 
An diesen Fakten können auch die in der 
Erklärung des umweltpolitischen Spre- 
chers der SPD-Bundestagsfraktion, Mich- 
ael Müller, am 12. Februar 1998 verbreite 
ten Unwahrheiten nichts ändern. 
Bundesumweltministerin Angela Merke • 
„Ich bin betroffen über die Versuche der 
SPD, im Vorfeld des nächsten CASTOR 
Tranportes die Menschen zu verunsicher i* 
Statt - bei allen politischen Gegensätzen 
im Interesse des Gemeinwesens zur M^- 
gung beizutragen, wird mit Diffamierun 
gen und sachlichen Unrichtigkeiten .St' 
mung' erzeugt. Angesichts einer kleine . 
aber gewaltbereiten Gruppe im Umfel 
von CASTOR-Transporten eignet sich 
dieses Thema nicht zur eigenen politi- 
schen Profilierung." 
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Im einzelnen wird vom Bundesum- 
weltministerium auf folgende Rich- 
tigstellungen verwiesen: 

• CASTOR-Transporte werden nur im 
atom- und polizeirechtlichen Einverneh- 
men mit den zuständigen Landesbehörden 
durchgeführt. 

Weltweit führend 

• Was die vorgesehene Endlagerung ra- 
dioaktiver Abfälle betrifft, hat die Bundes- 
republik Deutschland weltweit eine 
führende Stellung. Nach eigener Aussage 
des niedersächsischen Umweltministeri- 
£ms steht das Endlagerprojekt KONRAD 
kurz vor der Planfeststellung. Die Erfor- 
schung des Erkundungsbergwerkes Gorle- 
°en in einem 250 Millionen Jahre alten 
^alzstock ist weit fortgeschritten. Alle die- 
Se Arbeiten wurden von der Bundesregie- 
rung planmäßig fortgeführt. 

Die Entsorgungsgrundsätze stehen nach 
J'e vor im Einklang mit dem Beschluß 
er Ministerpräsidenten der Länder von 

j/79 und sind in keiner Weise hinfällig. 
le verlangten Fortschritte bei der Endla- 

jpning sind gegeben. Die Bundesregie- 
s
u|Jg sieht keinesfalls die langfristige Zwi- 
^nenlagerung als ausreichenden Entsor- 
^"gsvorsorgenachweis an. Es war viel- 
d 

enr Ministerpräsident Schröder, der in 
JJ Konsensgesprächen diese Forderung 
erhoben hatte. 

,   oundesumweltministerin Angela Mer- 
Q   hat niemals behauptet, das Endlager 

tri°Keben könne nicnt vor 2025 in Be" 
•"Un   8ehen- Es war vielmehr eine Forde- 

§ des Landes Niedersachsen, das 

Endlager Gorleben im Hinblick auf die 
Abklingzeit abgebrannter Brennelemente 
von 40 Jahren erst später in Betrieb zu 
nehmen. 

• Für das Zwischenlager Ahaus hatte 
1992 das Bundesamt für Strahlenschutz in 
Abstimmung mit dem Land NRW eine er- 
weiterte atomrechtliche Aufbewahrungs- 
genehmigung erteilt, sie stellte die Grund- 
lage dafür dar, daß in Ahaus von 1992 bis 
1995 insgesamt 305 CASTOR/AVR- 
Behälter mit bestrahlten Brennelementku- 
geln aus dem stillgelegten THTR-Reaktor 
eingelagert werden konnten. 

Keinesfalls „geheim" 
• Die Genehmigung für die Zwischenla- 
ger Ahaus und Gorleben wurden keines- 
falls „insgeheim" erteilt, sondern mit be- 
wußter Beteiligung der Öffentlichkeit und 
in voller Kenntnis der damals von der 
SPD gestellten Bundesregierung. 
• Bei den Transporten von CASTOR- 
Behältern ist eine Strahlengefährdung we- 
der für die Bevölkerung noch für die den 
Transport begleitenden Polizeikräfte zu 
befürchten. Neuere Erkenntnisse, die dem 
widersprechen, gibt es nicht. 

• Das Bundesumweltministerium hat 
sich Gesprächen über einen Energiekon- 
sens nie verweigert. Die 3. Runde führte 
am 1. Februar 1997 zu einem in einer Ex- 
pertenrunde erstellten Verständigungspa- 
pier. Die SPD hat zu diesem Verständi- 
gungspapier bis heute politisch nicht Stel- 
lung genommen. Es ist demnach Sache 
der SPD, an den Verhandlungstisch 
zurückzukehren. 

B BMW plant 1000 neue Stellen 
Aut     W'" '"8 'm Zusammenhang mit der neuen 3er-Reihe wieder mehr als 670000 

tos bauen und 1000 neue Stellen schaffen. Das sagte Joachim Milberg, Vorstands- 
lim       der Bayerischen Motoren Werke AG, bei der Präsentation der neuen 3er- 
^   ousine auf der spanischen Formel 1-Rennstrecke in Jerez, die am 24 Februar zu 

ae ging. 
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Bundesarbeitskreis Polizei 

Sicherheitspartnerschaft zwischen 
Polizei, Kommunen und Bürgern 
Unter diesem Arbeitstitel stand die Sit- 
zung des Bundesarbeitskreises Polizei 
Ende Januar 1998 im Konrad-Ade- 
nauer-Haus. Der Vorsitzende des 
Bundesarbeitskreises Polizei, Heinz 
Paus MdL, konnte dazu als Referenten 
Dr. Gertrud Witte, Beigeordnete des 
Deutschen Städtetages, Erwin Hetger, 
Landespolizeipräsident des Landes 
Baden-Württemberg, und Dagobert 
Allhorn, Leiter Gefahrenabwehr und 
Strafverfolgung beim Polizeipräsiden- 
ten Krefeld, begrüßen. 
Ziel der Arbeitssitzung war, vor dem Hin- 
tergrund der Vorschläge von Bundesinnen- 
minister Kanther zum Aufbau eines „Si- 
cherheitsnetzes" erste Erfahrungen zu dis- 
kutieren und politisch zu bewerten. 

Öffentliche Ordnung wieder in 
Polizeigesetze aufnehmen 
Der öffentlichen Ordnung als Vorstufe der 
öffentlichen Sicherheit muß wieder mehr 
Bedeutung zugemessen werden. Das heißt 
vor allem, daß der Begriff der öffentlichen 
Ordnung wieder in den Polizeigesetzen al- 
ler Bundesländer verankert werden muß 
und die Polizei damit wieder den Auftrag 
bekommt, die öffentliche Ordnung sicher- 
zustellen. 

Mehr Sanktionsmöglichkeiten 

für die Kommunen 
Die Kommunen benötigen bei Verstößen 
gegen die öffentliche Ordnung ausreichen- 
de Sanktionsmöglichkeiten. So fehlt vie- 
len Städten die rechtliche Handhabe, seit 
Jahren auf der Straße lebende Alkoholiker 

und Obdachlose, die Aufenthaltsverboten 
und Platzverweisen beharrlich nicht nach- 
kommen sowie Bußgelder nicht zahlen 
können, von der Straße wegzuholen. Zu 
überlegen ist daher, ob den Kommunen 
nicht eine eigene kommunale Sanktions- 
möglichkeit, etwa in Form der Anordnung 
gemeinnütziger Arbeit oder der Einwei- 
sung in die Therapie, ermöglicht werden 
sollte. 

Erfolg mit kommunaler 
Kriminalprävention 
Gute Ergebnisse in der kommunalen Kri- 
minalprävention hat man in Baden-Würt- 
temberg mit „Fördervereinen" und 
„Präventionsvereinen". Den Vorsitz führen 
dabei jeweils der Bürgermeister oder der 
Landrat. Die Wirtschaft unterstützt diese 
Vereine finanziell, so daß es genügend fi- 
nanziellen Spielraum für Aktivitäten gibt- 

Problematisch ist jedoch, daß in vielen      ^ 
Bundesländern, im Unterschied zu den run 
um die Uhr besetzten Polizeidienststellen, 
in vielen kommunalen Dienststellen nach 
nachmittaglichem Dienstschluß kein An- ^ 
Sprechpartner mehr vorhanden sei. Zu PrU' 
fen ist daher, ob es nicht im Rahmen eines 
Spätdienstes oder sogar 24-Stunden-Dien-^ 
stes zu ermöglichen ist, daß beispielsweis 
ein Vertreter des Jugendamtes auch noch 
spätabends herbeigerufen werden kann. 

Krefelder Modell 
Als vorbildliches Modell für praktizierte 
Sicherheitspartnerschaft begrüßt der Bn 
desarbeitskreis den Kommunalen Ord- 
nungsdienst (KOD) in Krefeld. In diese 
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Jjnter Oberbürgermeister Dieter Pützhofen, 
MdB, CDU-regierten Großstadt werden 
Urdnungsstörungen durch eigene Kommu- 
"alkräfte bekämpft. Einheitlich gekleidet 
§eht der KOD Streife und kontrolliert da- 
bei auch Unterführungen und andere si- 
^herheitsrelevante Punkte. Die Aktivität 
de-s KOD ist mit denen der Polizei abge- 
st'rnmt, Angehörige des Ordnungsdienstes 
werden von der Polizei ausgebildet. SPD 
jjnd Grüne lehnten den Kommunalen Ord- 
nungsdienst anfangs vehement ab - nun 
£>rd das von der Krefelder CDU initiierte 
Jjrefelder Modell überall in NRW nachge- 
bt, so in Mönchengladbach, Duisburg 
Und Düsseldorf. 

Richtige Bedeutung des 
UlUerbindungsgewahrsams 
v ^ die öffentliche Ordnung zu sichern, 
erfolgt die Polizei in Baden-Württemberg 
e „New Yorker Linie". So geht man ge- 

Jen Alkoholiker im Straßenbild geriauso 
°r wie gegen Abhängige illegaler Dro- 

d 
n- Als erstes erfolgt ein Platzverweis, 

BUR
1
 ^ommt das s°f°rt einzutragende 

%eld und im Falle weiterer Sanktions- 
fc tvvendigkeit die Gewahrsamsnahme. In 
de ^"Württemberg ist diese in der Form 
pl Unterbindungsgewahrsams oder des 
ra 

Vent'onsgewahrsams für einen Zeit- 
uni von bis zu 14 Tagen möglich. 

Cliches Lagebild erstellen 
era 

We"dig ist, ein örtliches Lagebild zu 
der  eiten" das polizeiliche, aber auch an- 
bjs   

re,evante Informationen enthält und 
We 

auf die Ebene der Ortsteile, Plätze, 
V0r 

n.nötig auch Straßen heruntergeht. 
S^n"" iSt aUch hier Baden-Württem- 
bjJf" °0rt wird seit längerem eine Daten- 
f9higaUfgebaut' die Ende '"8 einsatz- 
Sein   ,Sein wird. Es wird dann möglich 
^tenK   der örtliche Revierführer sich per 
abruft1* daS aktuelle örtIiche Lagebild 
& ver 

Und dementsprechend seine Aufträ- 
geben kann. Daten aus dieser Daten- 

bank könnten auch an Bürgermeister und 
Landräte weitergegeben werden, beispiels- 
weise auch personenbezogene Angaben an 
die Bürgermeister als Vorsitzende der 
kommunalpräventiven Räte. 

Polizeiverordnungen 
überarbeiten 
Dringend überarbeitet werden müssen die 
örtlichen Polizeiverordnungen, die zu- 
meist ungenutzt in den Schubladen liegen. 
Mit Hilfe solcher auf den neuesten Stand 
gebrachten und handhabbarer gemachten 
Polizeiverordnungen könnten die Mög- 
lichkeiten zur Gewährleistung der öffent- 
lichen Ordnung verbessert werden. 

Verdachtsunabhängige 
Kontrollen des BGS 
Der Bundesgrenzschutz darf bislang keine 
verdachtsunabhängigen Kontrollen und 
Ermittlungen durchführen. Dies schränkt 
seinen Einsatzspielraum bei der Unterstüt- 
zung der Länderpolizei erheblich ein. Das 
Bundesgrenzschutzgesetz muß daher da- 
hingehend ergänzt werden, daß der Bun- 
desgrenzschutz ebenfalls die Möglichkeit 
erhält, verdachtsunabhängige Kontrollen 
durchführen zu können. 

Arbeitspapier des BAK Polizei 
Der Bundesarbeitskreis Polizei wird im 
Sommer ein Arbeitspapier vorlegen, das 
Anregungen und Forderungen zur krimi- 
nalpräventiven wie auch polizeilichen Ar- 
beit enthalten wird. 

Der Bundesarbeitskreis Polizei bittet da- 
her alle Landesarbeitskreise Polizei, Poli- 
zeiarbeitskreise und sachkundigen CDU- 
Mitglieder, sich mit Ideen und Vorschlä- 
gen an die Geschäftstelle des Bundes- 
arbeitskreises Polizei (CDU-Bundesge- 
schäftsstelle, Abteilung Innenpolitik, 
Geschäftsstelle des Bundesarbeitskrei- 
ses Polizei, Konrad-Adenauer-Haus, 
53113 Bonn) zu wenden. ■ 
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Nicht jammern, sondern das 
Abfallrecht vollziehen 

Zur Kritik von Kommunalpolitikern 
am Kreislaufwirtschaftsgesetz erklärte 
der Stellvertretende Vorsitzende der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Gerhard Friedrich: 

Die Betreiber einiger Müllverbren- 
nungsanlagen machen das neue Abfall- 
recht dafür verantwortlich, daß ihre Anla- 
gen nicht mehr ausgelastet sind. Sie be- 
haupten, das Kreislaufwirtschaftsgesetz 
habe „Teile der Entsorgungswirtschaft pri- 
vatisiert" (so zum Beispiel Sprecher der 
Stadt München). Dies ist schlicht falsch. 
Der Bundesrat hat durchgesetzt, daß der 
sogenannte Anschluß- und Benutzungs- 
zwang bei Abfällen zur Beseitigung nicht 
eingeschränkt wird. 
Die Abfallerzeuger und -besitzer sind nur 
für die Verwertung verantwortlich. Bei 
diesen „Sekundärrohstoffen" handelte es 
sich früher um frei handelbare Wirt- 
schaftsgüter. Erst seit dem Inkrafttreten 
des Kreislaufwirtschaftsgesetzes handelt 
es sich um „Abfälle zur Verwertung". 
Nunmehr besteht die Möglichkeit, auch 
Verwertungsprozesse nach dem Abfall- 
recht zu überwachen. 

Der Bund hat sich bei der Formulie- 
rung von Auslegungshilfen erfolgreich da- 
gegen gewehrt, daß Kommunen mit über- 
dimensionierten Anlagen verlangen kön- 
nen, daß ihnen alle gemischten Abfälle an- 
gedient werden. Der im Gesetz verankerte 
Vorrang der Verwertung bedeutet im Ge- 
genteil, daß verwertbare Teile des Abfalls 
aussortiert werden müssen und dürfen. 
Auch wir haben Hinweise, daß gewerbli- 
che Abfälle ohne nennenswerte verwertba- 

re Anteile als „Abfälle zur Verwertung" 
privaten Entsorgern überlassen und von 
diesen in Billigdeponien (zum Beispiel in 
den neuen Bundesländern) vergraben wer- 
den. Nach dem Bundesimmissionsgesetz, 
jetzt auch nach dem neuen Abfallrecht, ha- 
ben die Kreisverwaltungsbehörden die 
Möglichkeit, zu kontrollieren, ob tatsäch- 
lich nennenswerte Anteile aussortiert und 
verwertet werden. Wir empfehlen also: 
Nicht jammern und schimpfen, sondern 
kontrollieren. Dazu sind viele offensicht- 
lich zu bequem. 

- Bei der Verabschiedung der Techni- 
schen Anleitung Siedlungsabfall haben d1 

Finanz- und Wirtschaftspolitiker eine 
achtjährige Übergangsfrist durchgesetzt: 
Wo ausreichende Behandlungskapazitäte 
fehlen, ist es ausnahmsweise noch mög- 
lieh, Material zu deponieren, das die stre 
gen Anforderungen (zum Beispiel TOC- 
Gehalt bzw. Glühverlust) nicht erfüllt- 
Viele Länder lassen es derzeit noch gene' 
rell zu, daß gar nicht oder nicht ausrei- 
chend behandeltes Material deponiert 
wird. Diese Chance nutzen die Betreibe 
technisch veralteter oder überdimensio- 
nierter Deponien. Sie versuchen, ihre A 
lagen bis Mitte 2005 zu füllen, um nocD 
einmal abzukassieren oder um wenigs   .g 
Investitionen zu refinanzieren. Länder, 
die Technische Anleitung Siedlungsabi 
großzügig interpretieren, sind desna!~J-jil- 
selbst schuld, wenn in Deutschland M 
Verbrennungsanlagen nicht ausgelaste 
sind. Länder, die das Abfallrecht im 1» 
esse der Umwelt streng vollziehen, pz 

ihre Kommunen, kommen dadurch in 
drängnis. 
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^enn die Länder die Technische Anlei- 
l^ng Siedlungsabfall wenigstens nach 
Ablauf der Übergangsfrist ernst nehmen, 
^'rd ein Teil des scheinbar verschwunde- 
j)en Mülls wieder vor den Verbrennungs- 
°fen auftauchen. In Niedersachsen wurde 
a'lerdings das Deponieren nicht ausrei- 
ßend vorbehandelten Materials schon 
ls 2020 genehmigt. Dies ist nicht nur 
cnlicht rechtswidrig, sondern auch um- 

We'tpolitisch unverantwortlich. 

El *■■ Auch wir haben größte Bedenken, 
enn Reststoffe nicht nur mit einem ho- 

s
en Heizwert, sondern auch einem hohen 
chadstoffgehalt in belgischen Zement- 

r 
erken ohne anspruchsvolle Rauchgas- 

e'nigung „energetisch verwertet" wer- 
JJy. Unser Gesetz unterscheidet zwi- 
pzn der Verbrennung mit dem (Vorrän- 
gen) Ziel der Schadstoffvernichtung 
^Beseitigung") und der Verbrennung als 
t^
a»nahme der „energetischen Verwer- 
ng". Wir unterstützen Behörden, die 
gen diese „Verwertung" einschreiten, 

j^" im konkreten Fall die Abfallbehand- 
§ (Schadstoffvernichtung in Anlagen 

Ha ,ansPrucnsvoller Rauchgasreinigung) 
j^ch dem Gesetz Vorrang hat. Die EU- 

Emission will dies beanstanden, weil 

Internet & Politik 
lst das Thema der ersten Veran- 
staltung einer Reihe von Fachkon- 
'erenzen der Politischen Akademie 
^er Konrad-Adenauer-Stiftung, die 
s|cn mit „Innovation durch Tele- 
Kornmunikation" befassen. 
**'© andere gesellschaftliche Berei- 
ne bedient sich auch die Politik 
®s Internets als einer neuen Prä- 
ptations- und Kommunikations- 

^attform. Immer häufiger wird die 
a9e diskutiert, welche Auswirkun- 

das EU-Recht diese Differenzierung 
nicht kennt. Hier sollten wir in Kauf 
nehmen, daß wir beim Europäischen Ge- 
richtshof verklagt werden. Auch der Rat 
hat die Kommission schon aufgefordert, 
für eine umweltpolitisch sinnvolle Ab- 
grenzung zwischen energetischer Ver- 
wertung und thermischer Behandlung zu 
sorgen. 

Solange Kommunalpolitiker Probleme 
hatten, Müllverbrennungsanlagen und De- 
ponien gegen den Widerstand vor Ort 
durchzusetzen, haben sie uns Tag und 
Nacht vorgeworfen, daß wir zu wenig un- 
ternehmen, um das Vermeiden und Ver- 
werten von Abfällen zu erzwingen. 

Seit die gemeinsamen Bemühungen, die 
Restmüllmengen zu reduzieren, erfolg- 
reich sind jammern viele Kommunen nur 
noch über zu wenig Abfall, hohe Kosten 
und damit für den Bürger unzumutbar ho- 
he Müllgebühren. 

Trotzdem gibt es keinen Anlaß, im Abfall- 
recht das Ruder erneut herumzureißen. 
Das Kreislaufwirtschaftsgesetz und die 
dazu erlassenen Verordnungen enthalten 
ausreichende Rechtsgrundlagen, um zu 
überprüfen, ob die Verwertung tatsächlich 
und in einer umweltverträglichen Weise 
erfolgt. 

gen sich daraus für unsere demo- 
kratische Gesellschaft ergeben. 

Die Fachkonferenz findet 
am 17. März im Wissen- 
schaftszentrum in Bonn 
statt. 

Einzelthemen: 
• Internet and public participation 
• Demokratie durch Internet? 
• Verändert das Internet unsere 

Gesellschaft? 
• Internet und politische Kultur. 
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Für Sicherheit - mit klarem Kurs 
Eine Woche der Entscheidungen hat 
der Landesverband Berlin hinter sich. 
Den Auftakt bildete die Landesvertre- 
terversammlung für die Wahl der Lan- 
desliste zum Deutschen Bundestag. Am 
Tag darauf wählte der Landesparteitag 
einen neuen Landesvorstand, und fünf 
Tage später konnte sich die Regierungs- 
koalition auf eine grundlegende Verwal- 
tungs- und Bezirksgebietsreform in der 
deutschen Hauptstadt einigen. 
Mit Rupert Scholz, Sabine Bergmann- 
Pohl und Günter Nooke an der Spitze der 
Landesliste schickt die Berliner Union ein 
glaubwürdiges und kompetentes Team ins 
Rennen um die Sitze im nächsten Bundes- 
tag. Dabei geht es bei der bevorstehenden 
Wahl für Berlin um mehr als je zuvor. Der 
14. Deutsche Bundestag wird künftig in 
Berlin arbeiten, und die Wahlentscheidung 
der Berliner wird auch eine Entscheidung 
über das Ansehen der künftigen Regie- 
rungshauptstadt sein. Die Union wird des- 
halb einen Schwerpunkt auf die Verhinde- 
rung kommunistischer Direktmandate im 
Ostteil der Stadt legen. 
Unter dem Motto „Für Sicherheit - mit 
klarem Kurs. Die Berlin-Partei" fand der 
14. Landesparteitag der Berliner CDU 
statt, auf dem ein neuer Landesvorstand 
gewählt wurde. An der Spitze der Partei 
steht auch für die kommenden zwei Jahre 

der Regierende Bürgermeister von Berlin. 
Eberhard Diepgen. Neuer Generalsekretär 
wurde der Parlamentarische Geschäftsfüh- 
rer der Abgeordnetenhausfraktion, Volker 
Liepelt. Das 21köpfige Führungsgremium 
der Landespartei wird sich nun den bevor- 
stehenden drei Wahlkämpfen widmen, um 
die CDU als stärkste Partei in Berlin zu 
behaupten. 

Eine Woche der Entscheidun- 
gen: CDU will sich als stärkste 

Partei in Berlin behaupten. 

Nach zähem Ringen mit der SPD konnte 
sich schließlich die Koalition auf eine 
grundlegende Verwaltungs- und Bezirks' 
gebietsreform in Berlin einigen. Nach de 
Wahlen in 1999 werden die bisher 23 Be- 
zirke der Hauptstadt im Zuge einer zwei- 
jährigen Übergangsphase zu 12 neuen 0 
zirken fusioniert. Diese werden dann at> 
2001 in ihren neuen Grenzen voll fiin*0' 
onsfähig sein.. Die Bildung von politic 
selbständigen Gemeinden innerhalb Ber- 
lins konnte gegen den Widerstand der 
SPD zunächst verhindert werden. Aus 
Sicht der Union ist der Erhalt der soge- 
nannten Einheitsgemeinde unverzichm 
für die soziale und wirtschaftliche Ge- 
samtentwicklung der Haupstadt. 

Das Brandenburger Volksbegehren 
gegen den Transrapid ist gescheitert 

Das Brandenburger Volksbegehren gegen die Magnetschnellbahn Transrapid Berlin 
Hamburg ist gescheitert. Statt der notwendigen 80.000 Unterschritten kamen nur 
69 570 gültige zusammen, wie der Landesabstimmungsausschuß am 3. März in 
dam mitteilte. Bereits im Juni vergangenen Jahres hatte der Potsdamer Landtag e ^ 
Volksinitiative gegen die Magnetbahntrasse abgewiesen. Daraufhin fand vom w- 
tober 1997 bis zum 19. Februar 1998 das Volksbegehren statt. 
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Dirk Fischer alter und neuer 
Landeschef der 

Dirk Fischer ist alter und neuer Lan- 
deschef der Hamburger CDU. Die Dele- 
gierten des Landesausschusses bestätig- 
en ihn am 21. Februar mit 150 Ja- 
Kimmen bei 50 Nein-Stimmen und 
^Enthaltungen erneut in seinem Amt. 
^uch seine vier bisherigen Stellvertre- 
ter wurden wiedergewählt. 
°as beste Ergebnis erzielte der Fraktions- 
Jjorsitzende Ole von Beust mit 174 Ja- 
t'mmen, gefolgt vom Bundestagsabge- 

Jrdneten Gunnar Uldall, der stellvertreten- 
en CDA-Bundesvorsitzenden und Ham- 
Aer Bürgerschaftsabgeordneten Antje 

'umenthal und der Bundestagsabgeord- 
neten Birgit Schnieber-Jastram. 
. ischer, der seit Februar 1992 den Ham- 
per Landesverband führt, nahm den 
arteitag zum Anlaß für deutliche Worte 

jje§en den seit September 1997 in Ham- 
er 

rg regierenden rot-grünen Senat: „Die 
/Jten 100 Tage des rot-grünen Senats las- 
j "uns nur mit Grausen an die restlichen 
•JOO Tage dieser Koalition denken." 

Hamburger CDU 
Hamburg stehe vor dem Scherbenhaufen 
einer verfehlten Bildungspolitik, soziale 
Konflikte kochten hoch, und die Stadt sei 
eine Metropole des organisierten Verbre- 
chens. Die Regierungskoalition handele 
trotz dieser Probleme nicht entschlossen 
und weitsichtig, sondern nach dem Mot- 
to: Wer nichts tut, macht keine Fehler. 
Damit verschlafe Hamburg entscheidende 
Jahre. 

Mit Blick auf die Bundestagswahlem am 
27. September sagte Fischer: „In einer 
Phase weltweiter Veränderungen kann sich 
unser Land kein Links-Bündnis aus Rot- 
Grün leisten. Denn: Markenzeichen von 
Rot-Grün sind Konflikt und Handlungsun- 
fähigkeit. Wo Rot-Grün regiert, rührt sich 
nichts mehr." Eine solche Koalition sei 
kein Motor für die Zukunftspolitik, son- 
dern eine Wegfahrsperre. Ziel der Ham- 
burger CDU für den bevorstehenden 
Wahlkampf sei es, so Fischer, mehr Di- 
rektmandate zu erlangen und die Bundes- 
tagswahl zur einer Denkzettel-Wahl für 
den rot-grünen Senat zu machen. ■ 

Mit FRISCHLUFT e.V. die Lizenz zum Jugendleiter 

Der Landesverband NRW bietet in 
Koordiantion mit dem Frischluft 

Bildungs- und Freizeitwerk NRW e.V. 
jjie Ausbildung zum Jugendleiter an. 
Dieser Lehrgang mit 40 Unterrichts- 
stunden findet an zwei Wochenen- 
den in Bonn statt, die zusammen be- 
jsgt werden müssen. Die Teilnehmer 
widmen sich dabei nicht nur den 
heoretischen Grundlagen, sondern 
fangen auch Kenntnisse über Fahr- 
l0r9anisation, Öffentlichkeitsarbeit 
Und verschiedene Spielformen. Der 

nächste Kurs findet vom 13. bis 15. 
März und vom 3. bis 5 April in Soest 
statt. Fahrtkosten können bis max. 
100 DM erstattet werden. Der Lehr- 
gang kostet 75,00 DM für Mitglieder 
inklusive Unterkunft, Verpflegung 
und Lehrmaterial. 

Nähere Informationen: 
Frischluft e.V., 
Annaberger Straße 283, 
53175 Bonn, 
Tel. (0228) 31 0023 und 
Fax (02 28) 31 4703 
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CDU NRW klagt 
gegen AStA-Gesetz 
Gegen das von der rot-grünen Landes- 
regierung eingeführte Universitäts- und 
Fachhochschulgesetz hat die CDU- 
Landtagsfraktion NRW beim Landes- 
verfassungsgerichtshof in Münster Kla- 
ge eingereicht. 
Wie der wissenschaftspolitische Sprecher 
der Fraktion Manfred Kuhmichel und der 
Justizexperte Heinz Paus erklärten, ver- 
sucht die Landesregierung mit diesem 
neuen Gesetz das allgemeinpolitische 
Mandat der Allgemeinen Studentenaus- 
schüsse (ASten) „durch die Hintertür" ein- 
zuführen. „Jeder Student muß Beiträge für 
die Studentenvertretung entrichten. Diese 
Gelder dürfen nicht zur beliebigen politi- 
schen Agitation verwendet werden", er- 
klärten beide CDU-Politiker. 
Die Novelle, die den ASten größere allge- 
meinpolitische Betätigungsspielräume 
verschaffen soll, wird von der CDU-Land- 
tagsfraktion als Gefälligkeitsgesetz für 
rot-grüne Hochschulklientel kritisiert. Ei- 
ne kleine radikale Minderheit will durch 

das allgemeinpolitische Mandat auf dem 
Rücken der studentischen Mehrheit ihre 
Demagogie rechtfertigen. 
Rechtsverstöße linksorientierter ASten 
wie die Verherrlichung von Terrorbanden 
wie RAF und PKK oder Anzeigen mit 
dem Ziel, Wehrdienstleistende als Mörder 
zu diffamieren, sollen als legitime allge- 
meinpolitische Teilhabe erscheinen. Es ist 
nicht hinzunehmen, daß Studentenaus- 
schüsse zum Beispiel Kampagnen gegen 
Castor-Transporte finanzieren oder orga- 
nisieren. 
„Sollte auch in Zukunft das hochschulpo- 
litische Mandat für ideologische Zwecke 
mißbraucht werden, steht die Existenzbe- 
rechtigung der ASten im nächsten Schritt 
zur Disposition", unterstreicht Manfred 
Kuhmichel die CDU-Forderung. 
Nach einem rechtswissenschaftlichen Gut- 
achten verstoße die AStA-Novelle in letz- 
ter Konsequenz gegen die Verfassungs- 
prinzipien der Vereinigungs- und der For- 
schungsfreiheit sowie gegen das Demo- 
kratieprinzip. „Es ist unzumutbar, das die 
ASten mit den Zwangsbeiträgen der Stu- 
denten in Narrenfreiheit zu allen Fragen 
der Weltpolitik Stellung beziehen könn- 
ten", so Heinz Paus abschließend. 

Maschinenbau in Ilmenau studieren 
Absolventen der Fachrichtung 
Maschinenbau sind auf dem 
Arbeitsmarkt gefragt. Bekannte 
Unternehmen, aber auch kleine und 
mittelständische Firmen wollen 
Ingenieure einstellen, doch die Uni- 
versitäten können den Bedarf nicht 
decken. 
Somit wird das Studium attraktiver, 
weil die Berufschancen steigen, wie 
die Technische Universität Ilmenau 
mitteilte. Die Fakultät für Maschinen- 

bau der thüringischen Universität hat 
sich den Angaben zufolge auf diese 
Entwicklung eingestellt und bietet ei- 
ne Ausbildung in fünf Studiengängen: 
Allgemeiner Maschinenbau und Fahr- 
zeugtechnik, Feinwerktechnik, Kon- 
struktionstechnik, Produktionstech- 
nik/Umwelttechnik, Prozeß-Meß- und 
Sensortechnik. Nach Angaben der 
Universität gibt es keine Zulassungs- 
beschränkungen. Die Regelstudienzeit 
beträgt zehn Semester. 
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Argumente Zum Studium 
in den neuen 

Bundesländern 

- Eine Informationskampagne des RCDS - 
Auslandskontakte ö undesbildungsminister Jürgen Rütt- 

f^gers am 25. November 1997 im 
putschen Bundestag: „Die Hochschu- 
sn in den neuen Ländern brauchen den 
'ergleich mit denen der alten Länder 
^'cht zu scheuen. Die Studienbedingun- 
«en sind im Osten vielerorts traumhaft 
!*} Vergleich zu den überfüllten Hörsälen 
ß Westen. Während sich in den alten 
Jjndern 16 Studenten einen Dozenten 
. .!,en müssen, sind es in den neuen 
andern nur 8." 

ie Folgerung des Bundesministers 

»Diesen Vorteil 
sollten die Studenten 

■ intensiver nutzen!" 
^ der Ring Christlich-Demokratischer 
f'

uaenten (RCDS) zum Motto einer ln- 
^ationskampagne gemacht: 

Hervorragende 
Praxis- und Arbeits- 
P'atzorientierung 

&6
An der Uni Jena z. B. ist im Fach 

nat  
iebswirtschaftslehre ein sechsmo- 

ka"
9es Praktikum Pflicht. Das Prakti- 

Wt
enamt der Fakultät vermittelt 

<W   a bei Firmen im gesamten Bun- 
%

es9ebiet. 

dien^!0rr|arbeiten der Ingenieurstu- 
h|Ufpp9e der TU Chemnitz werden 
Scrirj9Jn lndustriebetrieben ge- 
lten     ' die Absolventen nicht 

9'eren "V°n der Hörsaalbank weg" enga- 

groß geschrieben 
• Die Viadrina in Frankfurt an der Oder 
schlägt die Brücke nach Polen. 
• Die Uni Greifswald knüpft in der 
neugebildeten EuroRegion Pomerania 
an traditionell bestehende Beziehun- 
gen zu Skandinavien, zum Baltikum 
und zu den mittelosteuropäischen 
Staaten an. 

• Am Internationalen Hochschulinstitut 
Zittau in der EuroRegion Neiße werden 
Studenten, die ihr Grundstudium an 
einer deutschen, polnischen oder tsche- 
chischen Universität bereits abge- 
schlossen haben, auf länderübergrei- 
fende berufliche Tätigkeiten vorbereitet. 
Fester Bestandteil der Studiengänge 
Betriebswirtschaft und Wirtschaftsinge- 
nieurwesen sind betriebliche Praktika in 
den Nachbarländern Polen und Tsche- 
chien. 
• Die TU Dresden nimmt am „Euro- 
pean Credit Transfer System" (ECTS) 
teil. Das Programm erleichtert den 
Hochschulwechsel innerhalb Europas 
dadurch, daß mit Hilfe einer Umrech- 
nungstabelle Studienleistungen in Punk- 
te „übersetzt" werden können, die wie 
eine gemeinsame Währung Leistungen 
im In- und Ausland vergleichbar ma- 
chen. 

• In den Fächern Informatik und Com- 
putional Logic an der TU Dresden kann 
neben dem üblichen Diplom der interna- 
tional gültige Abschluß eines „Master of 
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Science" erworben werden. An dem vom 
Bundesbildungsministerium finanzierten 
Programm „International ausgerichteter 
Studiengänge" nimmt mit dem Studien- 
fach Wirtschaftswissenschaften auch die 
Uni Magdeburg teil. 
• In Forschung und Lehre arbeitet die 
Uni Jena auf der Grundlage von Verein- 
barungen auf Universitäts-, Fakultäts- 
und Institutsebene mit mehr als 100 Uni- 
versitäten, Hochschul- und Forschungs- 
einrichtungen im Ausland zusammen. 
Mit über 100 europäischen Universitäten 
ist im Rahmen des europäischen Pro- 
gramms SOKRATES auch der Aus- 
tausch von Studierenden und Lehren- 
den vereinbart worden. 

Reichlich 
Wohnheimplätze 

Für 1.567.813 Studenten stehen nach 
Angaben des Deutschen Studenten- 
werks (Stand: 1.10. 1996) in den alten 
Bundesländern 181.779 Wohnheimplät- 
ze zur Verfügung, also Wohnheimplätze 
für 11,59 Prozent der Studenten. In den 
neuen Bundesländern sind dagegen 
31,8 Prozent aller Studenten versorgt: 
158.236 Studenten mit 50.334 Wohn- 
heimplätzen. 

Das Urteil der 
Studenten 

Die TU Chemnitz-Zwickau belegt in der 
Gunst der Studenten bundesweit den er- 
sten Platz. Auf den Plätzen 4 und 6 fol- 
gen nach „Focus" (25/1997): TU Berg- 
akademie Freiberg und die Uni Leipzig. 
Die Kriterien: Betreuung durch das Lehr- 

personal, Lehrinhalte, Räume, Biblio- 
thek, Ausstattung mit Computern. 

Neue Technologien 
• Alle Zimmer der Studentenwohnhei- 
me in Chemnitz haben Internet-An- 
schluß. Kosten: fünf Mark pro Semester. 
• Bei der Einschreibung erhält jeder 
Student seine eigene E-Mail-Adresse. 
• Chemnitz ist die erste und bisher ein- 
zige Uni, an der Doktorarbeiten ins Inter- 
net eingestellt werden können. Die sonst 
üblichen Pflichtexemplare entfallen. 
• Seit 1995 bietet die TU Chemnitz- 
Zwickau das Aufbaustudium "Informati- 
ons- und Kommunikationssysteme" übe' 
das Internet an. 

Forschung 
• Rund 140 außeruniversitäre For- 
schungseinrichtungen hat das Bundes- 
bildungsministerium in den neuen Bun- 
desländern gezählt, darunter 22 Institu- 
te, Außenstellen und sonstige Einrich- 
tungen der Fraunhofer-Gesellschaft so- 
wie 11 Institute und 27 Arbeitsgruppen 
der Max-Planck-Gesellschaft. 
• Eine Besonderheit sind die „Innovati- 
onskollegs", in denen hochqualifizierte 
Wissenschaftler verschiedener Diszip"' 
nen auf neuen Feldern - auch in Zu- 
sammenarbeit mit der Wirtschaft - for' 
sehen können. 
• Forschungsschwerpunkte in den 
neuen Bundesländern: neue Werks to 
fe, Informationstechnologie, Mikroeie 
tronik, Biotechnologie, Umweltfor- 
schung, Geowissenschaften, Gesun 
heitsforschung. 

Nähere Auskünfte zur Informationskampagne des 
RCDS: Matthias Holdt, Friesdorfer Straße 149, 53175 Bonn, 
Fax: 02 28/38 44 25, E-Mail: rcds.stuplatausch@t-online.de. 
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Aus der Arbeit der Konrad-Adenauer-Stiftung 
Egal ob Großwasserrutschen, 

Saunalandschaften, Western- 
städte oder Safariparks: Erlebnis- 
und Freizeitparks erfreuen sich einer 
großen Beliebtheit und weisen stei- 
gende Besucherzahlen auf. Unter- 
nehmer haben dieses Kundeninter- 
esse längst für sich entdeckt und mit 
einer Vielzahl an touristischen Pro- 
jekten bereits reagiert. 
Die Konrad-Adenauer-Stiftung stellt 
die damit zusammenhängenden Fra- 
gen in den Mittelpunkt einer ihrer 
Veranstaltungen in Sachsen-Anhalt. 
Thema/Termin/Ort: 
8- Dessauer Symposium 
Erlebniswelten - 
Tourismuskonzept in den neuen 
Bundesländern 
17. März 1998 
Veranstaltungsort: 
Bauhaus Dessau 
(VA-Nr. W. 38) 

Einige der Themen: 
• Von der Erfahrung zum 
Erlebnis - Entwicklungen im Freizeit- 
verhalten 

• Neue Erlebnis-Welten 
• Freizeitparks unter die Lupe ge- 
nommen 

► Center Pare Bispingen 
► Karl May Land 

• Im Wildwasser der Wettbewerbe - 
Tourismus-Konzepte für die neuen 
Bundesländer 

Weitere Informationen/ 
Anmeldungen: 
Konrad-Adenauer-Stiftung e.V. 
Bildungszentrum 
Schloß Wendgräben 
Wendgräbener Chaussee 1 
D-39279 Wendgräben 
Fax Nr. 03 92 45/9 52-2 06 

Richtigstellung zur CDU-Dokumentation 4/98: 

^QI^1866"6 auf Seite 31 hat sich ein Rechenfehler eingeschlichen. Auf der Grund- 
y« der Tabelle von Seite 15 muß es richtig lauten: 

Beitr trag des Steuerpflichtigen zum Einkommensteueraufkommen 
1996 

£le oberen . . . 
[ozent der 

^^Pflichtigen 

1 
10 

Einkommen in 
DM pro Jahr 

über 250.000 
über 100.000 

zahlen . . . Prozent des 
Einkommensteueraufkommens 

24,6 
50,0 

•r Vorhergehende Absatz beginnt dann wie folgt: 

^das obere Zehntel trägt die Hälfte des Einkommensteueraufkommens, 
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rPro Tag zwei 
Neueintritte 

Es boomt weiter mit neuen Mitgliedern 
beim CDU-Kreisverband Schleswig- 
Flensburg. Auf einem Kreisparteitag in 
Schleswig konnte der Kreisvorsitzende 
Wolfgang Börnsen stolz verkünden, daß 
derzeit pro Tag zwei Neueintritte bei 
der Kreisgeschäftsstelle eingehen, 
76 Neumitglieder in 38 Tagen. 
Damit wird in diesem Kreisverband ein 
Trend bestätigt, der im Vorjahr zu über 
270 und 1996 zu 202 Neumitgliedern ge- 
führt hatte. In vier Jahren über 800 neue 
Mitglieder, davon über die Hälfte unter 
30 Jahren, so die Bilanz des nördlichsten 
CDU-Kreisverbands. 
In Anwesenheit des Hamburger Oppositi- 
onsführers Ole von Beust wurde von Kreis- 
geschäftsführer Carl Andresen außerdem 
auf die Gründung von drei weiteren Orts- 
verbänden in Freienwill, Dollerup und 
Hürup hingewiesen, so daß die Anzahl der 
Ortsverbände im Kreisverband auf 101 an- 
gestiegen ist. 
Ein Rekord konnte auch mit der Anmel- 
dung von 85 CDU-Listen zur Kommunal- 
wahl im Kreis Schleswig-Flensburg ver- 
kündet werden. Kandidatenaufstellungen 

Partei aktiv 
in so vielen Gemeinden hatte es in den 
vergangenen 45 Jahren noch nie gegeben 
Bürgerinnen und Bürger zeigen Flagge 

für die CDU, so Wolf gang Börnsen, der 
darauf verwies, daß damit die Union im 
Kreis Schleswig-Flensburg mit über 1.000 
Frauen und Männern als Bewerber zur 
Kommunalwahl antritt. Von Politikver- 
druß und Parteienabstinenz kann hier 
zwischen der Flensburger Förde und der 
Schleswiger Schlei wahrlich nicht die 
Rede sein. 

Neue Ausführung - Neuer Preis 
• CDU-Pavillon 

Die neue Ausführung des CDU-Pavil- 
lons zu dem sagenhaft günstigen Preis 
von 79- DM kann jetzt bequem in je- 
dem Auto transportiert werden. Durch 
das verringerte Packmaß (Breite 1,20 
m) läßt sich der neue CDU-Pavillon 
entweder auf der Rückbank oder im 
Kofferraum transportieren. 
Der Pavillon besteht aus weißem 
Stahlrohrgestell, welches in wenigen 
Minuten durch einfache Steckver- 
bindugen aufgebaut werden kann. D>e 

weiße Zeltplane aus Polyäthylen ist 
UV-beständig, abwaschbar und seri- 
enmäßig mit dem Schriftzug CDU auj 
drei Seiten des Pavillons bedruckt. M 
dem CDU-Pavillon können Sie inner- 
halb weniger Minuten die perfekte 
Aktionsfläche für Ihren Canvassing- 
Stand aufbauen. 

• CDU-Pavillon ohne Seitenteil 

Bestell-Nr.: 0924 
Preis je Pavillon: 79- DM 

• Seitenteil für CDU-Pavillon 
Zusätzlich können Sie Ihren Pavillon 
auch mit einem oder mehreren Seite 
teilen bestücken. Das Seitenteil für o 
CDU-Pavillon kann universell an ein 
der vier Seiten eingebaut werden. 
Bestell-Nr.: 0925 
Verpackungseinheit: 1 Stück 
Preis je Seitenteil: 11,90 DM 

• Füllständer für Pavillon 
Falls Sie die Standfestigkeit des 
Pavillons erhöhen wollen, tauschen 
Sie einfach die serienmäßigen Ste 
fuße gegen die Füllständer aus. 
(Für jeden Pavillon werden 4 FüH- 
ständer benötigt) 
Bestell-Nr.: 0459 
Preis je Füllständer: 12,80 DM 
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K       Durch das verringerte 
fch-8 (Brejte 1,20 m), läßt 
%J <Jer CDU-Pavillon auf der 

Kbank oder im Kofferraum 
transportieren. 

Alle Preise zzgl. MwSt. und Versand 

Bestellungen an: 

per Post: IS-Versandzentrum 
Postfach 11 64 
33759 Versmold 
Fax (0 54 23) 415 21 

E-Mail: georg.simon @ bertelsmann.de 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
53014 BONN 
PVSt, DEUTSCHE POST AG 
ENTGELT BEZAHLT. 

„Schlußlicht": Eine General- 

auseinandersetzung mit der SPD 

Wie Lafontaine, 
Schröder & Co 

den Abstieg 
organisieren 

Eine Analyse der SPD-Poli- 
tik in Deutschland zeigt: 

Lafontaine, Schröder & Co. 
bilden das Schlußlicht. In ent- 
scheidenden Zeiten des Um- 
bruchs ist die SPD nicht in der 
Lage, die Zeichen der Zeit zu 
erkennen und unserem Land 
einen Dienst zu erweisen. 

„Schlußlicht" ► 
Dokumentation DIN A4 
Bestell-Nr.: 5317 
Verpackungseinheit: 25 Expl. 
Preis je 25 Expl.: 36,00 DM 

Schlußlic 

Schlußlicht 
' % Wie Lafontaine, 
"■' J Schröder & Co. 

den Abstieg 
organisieren 

WIR GESTALTEN i 
ZUKUNFT! I 

m Wie Lafontaine, 
\ Schröder & Co. 

den Abstieg 
organisieren 

Bine Dokumentation zur SPD-Politik BUiS 

▲ „Schluß- 
licht" 
Kurzfassung 
DINA6 
Bestell-Nr.: 
5324 
Verpak- 
kungseinhe11 

lOOExpl- 
Preis je 

Expl.: 
10 DM 
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